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Plangenehmigung für den Einbau von Aufzügen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz
im Bezirk Ctiarlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

A

Verfügender Teil

A I Plangenehmigung

Der von den Berliner Verkehrsbetrieben Anstalt des öffentlichen Rechts (BVG) mit
Schreiben vom 08.03.2018 eingereichte Plan für

den Einbau von Aufzügen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

bestehend aus

Erläuterungsbericht vom 15.02.2022

Zeichnungen:
RP_PG001b
RP PG003b

Lageplan Standortvarianten vom 15.02.2022
Grundriss Bahnsteigebene vom 15.02.2022
Aufzug Standort V1a und V10d

RP_PG004c Aufzug Standorte V1 a und V1 Öd
Schnitte

RP_PG005c Lageplan Endzustand
Aufzug Standort V1a und V10d

RP_PG006b Lageplan Baustelleneinrichtung und
Verkehrsführung Aufzug Standort
V1a und V1 Öd

RP_PG007c Lageplan Instandhaltung Aufzug
Standort V1a und V1 Öd

wird gemäß § 28 Abs. 1 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) i.V.m. § 74
Abs. 6 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) mit den unter A II. enthaltenen Neben-
bestimmungen genehmigt.

Weiterhin lagen der Planfeststellungsbehörde zur Beurteilung des Vorhabens zur In-
formation die folgenden Unterlagen vor:

Zeichnungen:
RP PG002c

vom 15.02.2022

vom 15.02.2022

vom 15.02.2022

vom 15.02.2022

Lageplan Fremdleitungen vom 13.10.2021

Bericht zur Brandsimulation vom 12.11.2015

Rauchschutznachweis für den U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz vom 08.03.2018

Gutachten zum Antrag auf wasserbehördliche Erlaubnis vom 26.02.2021

Wasserbehördliche Genehmigung vom 18.08.2021

Aufgrund der materiellen Konzentrationswirkung dieser Plangenehmigung sind an-
dere behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigun-
gen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder Zustimmungen, hierüber hinaus nicht erforder-
lich. Bestandteile dieser Genehmigung sind:

a) Auf Grundlage der Zustimmung des Bezirksamtes Charlottenburg-Wilmersdorf
von Berlin die Erlaubnis zur Errichtung von zwei Aufzügen einschließlich Schnee-
fang und die Genehmigung zurSondernutzung des öffentlichen Straßenlandes im
Bereich des Ernst-Reuter-Platzes und des Mittelstreifens der Hardenbergstraße
- Bundesstraße B2/B5 - mit einer Instandhaltungsfläche von ca. 30 m2 gemäß
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Plangenehmigung für den Einbau von Aufzügen.im U-BahnhofErnst-Reuter-Platz
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

§31 Abs. 1 PBefG und gemäß § 8 Bundesfernstraßengesetz (FStrG); die Son-
dernutzung der Bundesstraßen wird nach § 8 Abs. 2, Satz 2 FStrG auf Widerruf
erteilt,

b) auf Grundlage der Zustimmung des Bezirksamtes Charlottenburg-Wilmersdorf von
Berlin die Genehmigung zur temporären Sondernutzung des öffentlichen Straßenlan-
des für insgesamt 18 Monate gemäß § 8 FStrG bzw. §12 und §11 BerlStrG dem
Grunde nach:

- für die Baustelleneinrichtungsfläche e von 335 m2 für den Aufzug V1 Öd im Bereich
des Mittelstreifens der Hardenbergstraße und von 255 m2 für den AufzugVla ca.
70 m2 sowie für die provisorisch asphaltierte Baustellenzufahrt auf der südlichen
Außenfläche des Ernst-Reuter-Platzes,

c) Auf Grundlage der Zustimmung des Landesdenkmalamtes (LDA) und der Unteren
Denkmalbehörde des Bezirksamtes Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin die
Genehmigung für die Errichtung von zwei Aufzügen nebst den dazugehörigen
Einbauten im denkmalgeschützten U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz (Denkmal Nr.
09096184) gemäß § 11 Denkmalschutzgesetz Berlin (DSchG Bin).

d) Auf Grundlage der Zustimmung der Obersten Naturschutzbehörde und des Be-
zirksamtes Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin die Genehmigung zur dauer-
haften Versiegelung von ca. 16,5m2 im Grünflächenbereich des Mittelstreifens
der Hardenbergstraße gemäß § 13 BNatSchG.

e) Auf Grundlage der Stellungnahme der Berliner Wasserbetriebe die Genehmigung
für den Anschluss der Entwässerung des Schneefanges und der Dachentwässe-
rung an deren Sammelleitungen dem Grunde nach.

Eine_Anderunfl^e!LP!ane ist ohne Zustimmung der Planfeststellunasbehörde nicht
zulässig.

A II Nebenbestimmungen

A II. 0 Bauvorbehalt

Mit dem Bau des Vorhabens für den Aufzug V1a darf erst begonnen werden, nach
dem die Vorhabenträgerin eine neue Trasse für die umzuverlegende 110 kV-Leitung
der Stromnetz Berlin GmbH gefunden, der mit dieser abgestimmten Planung ein-
schließlich der Beschreibung seiner weiteren Auswirkungen der Planfeststellungsbe-
horde vorgelegt und von ihr bestätigt wurde.

A 11.1 Allgemeines

a) Die örtlichen Bauaufsichtsstrukturen der BVG sind der Technischen Aufsiöhtsbe-
horde (TAB, derzeit SenUMVK IV E 3) rechtzeitig vor Baubeginn unter Angabe
von Namen und Telefonnummern mitzuteilen. Änderungen sind unverzüglich mit-
zuteilen.

b) Straßenbahnanlage: vor Baubeginn sind der Technischen Aufsichtsbehörde
(TAB) die Ausführungsunterlagen einschließlich Brandschutzkonzept zur Zustim-
mung nach § 60 Abs. 3 der Verordnung über den Bau und Betrieb der Straßen-
bahn (BOStrab) vorzulegen. Die bauliche Umsetzung derStraßenbahnanlage hat
nach vorheriger Zustimmung der Technischen Aufsichtsbehörde zu den Ausfüh-
rungsplänen unter deren Fachaufsicht zu erfolgen.

c) Die Ausführungsplanung, die Gestaltung des Bauablaufes und die Sicherung der
Baustellen haben in enger Abstimmung mit den zuständigen Stellen zu erfolgen.
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d)

Plangenehmigung für den Einbau von Aufzügen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz
im Bezirk Chariottenburg-Wilmersdorf von Berlin

Die von der Baumaßnahme betroffene Öffentlichkeit, insbesondere die Anlieger,
sind rechtszeitig vor Beginn der Baumaßnahme über die Inanspruchnahme von
Flächen oder Flächenteilen, über die Nutzung von Wegen und über Veränderun-
gen in den Zufahrten und Zugängen zu den Grundstücken sowie über die zeitliche
Abfolge der Bauarbeiten in geeigneter Weise zu informieren. Gleiches gilt bei un-
vorhergesehenen Änderungen im Bauablauf.

e) Die grundsätzliche Erreichbarkeit der Grundstücke sowie die Sicherung der Ver-
und Entsorgung während der Baumaßnahme ist zu gewährleisten.

f) Die Durchführung des Vorhabens hat insgesamt nach dem Stand der Technik zu
erfolgen.

g) Die während der Baudurchführung beanspruchten Straßen, Wege und sonstigen
Grundstücksflächen sind nach Beendigung der Bauarbeiten entsprechend ihres
Zustandes vor Baubeginn wiederherzustellen, soweit in dieser Genehmigung
keine anderen Regelungen getroffen werden.

h) Die Einhaltung der für die Baustellen geltenden Richtlinien und Vorschriften ins-
besondere bzgl. der Belastung aus Lärm, Erschütterung, Staub sowie derWas-
serreinhaltung und dem Schutz von angrenzenden Flächen als auch der mit der
vorliegenden Genehmigung angeordneten diesbezüglichen Auflagen hat die Vor-
habenträgerin durch regelmäßige Baustellenkontrollen sicherzustellen. Durchfüh-
rung und Ergebnisse der Kontrollen sind zu dokumentieren und auf Verlangen der
Planfeststellungsbehörde (derzeit SenUMVK IV E1) vorzulegen.

i) Beginn, Inbetriebnahme, sowie Fertigstellung des Vorhabens sind der Planfest-
stellungsbehörde (derzeit SenUMVK IV E1) formlos jedoch schriftlich anzuzeigen;
die Einhaltung der hier verfügten Nebenbestimmungen und Auflagen ist zu bestä-
tigen.

j) Beginn sowie Fertigstellung des Vorhabens sind der Planfeststellungsbehörde
(derzeit SenUMVK IV E1) formlos jedoch schriftlich anzuzeigen. Mit der Fertig-
stellungsanzeige ist eine Erklärung des Betriebsleiters einzureichen, dass das
Vorhaben in allen Punkten der Genehmigung entspricht. Sollte die Verkehrsan-
läge vor Fertigstellung (die beispielsweise auch die Fertigstellungspflege von Bau-
mersatzpflanzungen umfasst) des Vorhabens in Betrieb genommen werden, so
ist vor Inbetriebnahme bei der Planfeststellungsbehörde ein Sachstandsbericht
einzureichen, aus dem der aktuelle Stand des Vorhabens hervorgeht und aufge-
zeigt wird, wie die Vorhabenträgerin das Vorhaben bis zum Abschluss weiterfüh-
ren möchte.

A.11.2 Brandschutz

Für das Bauvorhaben ist ein Feuerwehrplan aufzustellen. In diesem sind die Anforderun-
gen nach DIN 14095 und 14034 einzuhaken und die Anforderungen aus dem „Merkblatt
zur Erstellung von Feuerwehrplänen" der Berliner Feuerwehr zu beachten. Nach Fertig-
Stellung der Baumaßnahme ist der Berliner Feuerwehr der Feuerwehrplan in digitaler
Form (PDF) und 22-fach in Papierform zu übergeben.

A 11.3 Lärmschutz

Während der Bauzeit hat die Vorhabenträgerin zu gewährleisten, dass die „Allge-
meine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen"
(AW Baulärm), die Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BlmSchV) und
das Landes-lmmissionsschutzgesetz (LlmSchG Bin) beachtet werden.

Soweit Bauarbeiten in den nach §§ 3 und 4 LlmSchG Bin besonders geschützten
Zeiten, d.h. an allen Tagen von 22.00 - 06.00 Uhr (Nachtruhe) sowie an Sonn- und
gesetzlichen Feiertagen von 06.00-22.00 Uhr, durchgeführt werden sollen, ist hierzu

Fassungs- und Fundstellennachweis der in der Genehmigung genannten Gesetze und Verordnungen siehe Anhang . Seite 6 von 52



Plangenehmigung für den Einbau von Aufzügen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorfvon Berlin

nach § 10 LlmSchG Bin ein Antrag auf Zulassung von Ausnahmen bei derzuständi-
gen Umweltbehörde (derzeit Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher-
und Klimaschutz, l C) zu stellen.

A 11.4 Eingriffe in Natur und Landschaft

A 11.4.1 Ausgleichszahlungen

Für den Bau der beiden Aufzüge im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz werden Flächen ver-
siegelt. Eine monetäre Ausgleichszahlung muss demnach geleistet werden. Als monetä-
rer Ausgleich für den Verlust von 16,5 m2 Grünfläche ist ein Betrag von 755,95 € zu ent-
richten.

Die Zahlung des Ersatzgeldes (ergänzt um den Betrag des Flächenbereitstellungsentgel-
tes in Höhe von 247,50 €) ist unter unveränderter Übernahme des nachfolgend benannten
Verwendungszweckes (notwendig für Uberprüfungszwecke) auf ein Konto der Landes-
hauptkasse Berlin vorzunehmen, Z.B.:

Empfänger:
BIG:
I BAN;
Bank:
Betrag:

Landeshauptkasse Berlin
BELADEBEXXX
DE 25100500000990007600
Berliner Sparkasse
1.003,45 €

Verwendungszweck: 0750/11193 Kz: 1730001574377 _ 3B14 U-E-Reuter 08/21

Die erfolgte Einzahlung ist der OberstenNaturschutzbehörde mitzuteilen.

A 11.4.2 Baumschutz

Aufgrabungen müssen innerhalb des geschützten Wurzelbereichs geschützter Bäume
(Kronentraufe zzgl. 1,50 m, bei säulenförmigen Bäumen zuzüglich 5 m nach allen Seiten)
vorab zur Wurzelsichtung in Handschachtung erfolgen. Die notwendige Durchtrennung
freigelegter Wurzeln mit einem Durchmesser von mehr als 2,0 cm bedarf einer gesonder-
ten Ausnahmegenehmigung. Diese ist ggf. direkt beim Umwelt- und Naturschutzamt, FB
Naturschutz, zu erwirken.

Bäume im Bereich der Baustelle und der Baustelleneinrichtungsfläche sowie Bäume, de-
ren Krone und / oder Wurzeln in die Baustelle oder Baustelleneinrichtungsfläche hinern-
ragen, sind unter Einhaltung der „DIN 18920 - Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und
Vegetationsflächen von Baumaßnahmen" und der „Richtlinie zum Schutz von Bäumen,
Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen" (RAS-LP4 vom 20.09.1999) zu
erhalten und zu schützen. Bäume dürfen durch das Baugeschehen nicht in ihrem Fortbe-
stand beeinträchtigt werden.

A 11.5 Straßenbau

Für die anzupassenden Flächen des Straßenraums, insbesondere die Blindenleitfüh-
rung, sind die in Berlin geltenden technischen Regelwerke als auch die Ausführungs-
Vorschriften des Berliner Straßengesetzes (AV Geh- und Radwege) zu beachten und
einzuhalten. Der Bau hat nach vorheriger Zustimmung des Straßenbaulastträgers zu
den Ausführungsplänen unter dessen Fachaufsicht zu erfolgen. Die Belange der
Menschen mit Behinderung sind im Rahmen derAusführungsplanung zu berücksich-
tigen.

Fassungs- und Fundstellennachweis der in der Genehmigung genannten Gesetze und Verordnungen siehe Anhang Seite 7 von 52



Plangenehmigung für den Einbau von Aufzügen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorfvo'n Berlin

A 11.5.1 Beleuchtung

Sind von der Baumaßnahme Anlagen der öffentlichen Beleuchtung des Landes Berlin
einschließlich der Netzanschlussleitungen betroffen bzw. entstehen Auswirkungen auf die
Beleuchtungsqualität, istdieVorgehensweise mit dem Betreiber, Stromnetz Berlin GmbH,
Berlinlicht, DG-AL, Eichenstraße 3A, 12435 Berlin, Telefon 030/49202 8100 abzustim-
men.

Es ist ein Beleuchtungskonzept beim Betreiber der öffentlichen Beleuchtung Berlins ein-
zureichen. Die Kosten für die Beleuchtungsmaßnahme sind in die Baumaßnahme mit auf-
zunehmen.

A 11.6 Straßenverkehrsbehördliche Belange
Die straßenverkehrsbehördlichen Maßnahmen gemäß § 45 StVO sind rechtzeitig vor
Baubeginn bei der zuständigen Straßenverkehrsbehörde zu veranlassen. Die Umset-
zung hat nach vorheriger Zustimmung der Straßenverkehrsbehörde zu den Ausfüh-
rungsplänen unter deren Fachaufsicht zu erfolgen.

A 11.7 Sondernutzung des öffentlichen Straßenlandes

A 11.7.1 Dauerhafte Sondernutzung
(1) Für die Ausgestaltung der Sondernutzung auf Flächen der Bundesstraße B96 ist die Richt-

linie für die Benutzung der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes (Nutzungsricht-
linie) analog anzuwenden.
Erforderliche Absperrungen von Straßen- oder Straßenteilen sind rechtzeitig vorher mit
der Abteilung VI der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klima-
schütz bzw. der bezirklichen Straßenverkehrsbehörde, den beteiligten Leitungsbetrieben
und der Straßenbaubehörde in einem gemeinsamen Ortstermin abzusprechen.

(2) Vorhandene Schäden in der Fahrbahn- bzw. Gehwegbefestigung sowie in Grünflächen,
soweit sie nicht im Baubereich einer Straßenbaumaßnahme liegen, sind im Einvernehmen
mit der Straßenbaubehörde vor Inanspruchnahme des Straßenlandes zu protokollieren.
Geschieht dies nicht, so entfällt der Einwand, dass die Schäden bereits vorhanden waren.

(3) Die Vorhabenträgerin hat, soweit es sich nicht um den abgesperrten Baustellenbereich
einer Straßenbaumaßnahme handelt, für ordnungsgemäße Absperrung und Verkehrsbe-
Schilderung des Baubereichs und bei Dunkelheit sowie Nebel für Beleuchtung entspre-
chend den Richtlinien für die Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen - RSA-95- zu sor-
gen. Die Verkehrssicherungsmaßnahmen sind im Einvernehmen mit den zuständigen
Dienststellen der der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klima-
schütz, Abteilung VI bzw. des bezirklichen Ordnungsamtes zu treffen.
Baugruben sind grundsätzlich mit festem Absperrgerät zu sichern. Werden Brücken zur
Abdeckung evtl. Baugruben im Fahrbahnbereich erforderlich, sind diese nach DIN 1072
für die Brückenklasse 60 zu bemessen.

(4) Sofern Grünanlagen berührt werden oder Straßenbäume vorhanden sind, ist vor Beginn
der Arbeiten das Straßen- und Grünflächenamt zu beteiligen.
Die bei einer durchgeführten Begehung im Einzelnen vom Straßen- und Grünflächenamt
getroffene Entscheidung, ob und wo im Bereich von Bäumen manuell geschachtet werden
muss, ist zu beachten. Vorhandene Bäume müssen durch Verkleidungen geschützt wer-
den.

Um die spätere Standsicherheit der Straßenbäume zu gewährleisten, dürfen grundsätz-
lich Wurzeln, die im Durchmesser dicker als 2 cm sind, weder entfernt noch beschädigt
werden. Den Jungbäumen sind alle Wurzeln zu erhalten.

Fassungs- und Fundstellennachweis der in der Genehmigung genannten. Gesetze und Verordnungen siehe Anhang Seite 8 von 52



Plangenehmigung für den Einbau von Aufzügen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

Die Baugrube ist im Bereich von Bäumen solange offenzuhalten, bis die Abnahme hin-
sichtlich des Baumbestandes von einem Vertreter des Straßen- und Grünflächenamtes
erfolgt ist.

(5) Die Wildplakatierung ah sämtlichen Teilen der Baustelleneinrichtung ist durch den Son-
dernutzer zu unterbinden bzw. entfernen zu lassen. Der Sondernutzer haftet bei Nichtbe-
achtung dieser Auflage auch für alle Rechtsfolgen aus derartigen unerlaubten Sondernut-
zungen.

(6) Der Sondernutzer haftet für alle Schäden, die im Zusammenhang mit der erlaubten Bau-
maßnähme stehen, d.h. auch für Schäden durch Baustelleneinrichtung, Radspuren von
Transportfahrzeugen, durch Container verursachte Druckspuren und dergleichen. Zur
Ausführung der Baumaßnahme müssen deshalb geeignete Schutzmaßnahmen auch au-
ßerhalb der Baugrube getroffen werden.

A 11.7.2 Temporäre Sondernutzung
(1) Der Sondernutzer hat im Zusammenhang mit der genehmigten Straßenlandsondernut-

zung allen straßenverkehrsbehördlichen Anordnungen der Senatsverwaltung für Umwelt,
Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz, Abteilung VI bzw. des bezirklichen Ordnungs-
amtes nachzukommen. Soweit Verkehrsschilder und Absperrungen erforderlich werden,
hat sich der Sondernutzer derartiges Material auf eigene Kosten zu beschaffen oder von
einschlägigen Firmen zu leihen.

(2) Verschmutzungen durch die Maßnahme dürfen nicht eintreten bzw. sind vom Sondernut-
zer unverzüglich nach dem Entstehen zu beseitigen.

(3) Für alle Schäden am Straßenkörper und an Bestandteilen der Straße sowie für alle Kör-
per-, Sach- und Vermögensschäden Dritter, die durch den Ein- bzw. Aufbau, das Vorhan-
densein oder den Aus- bzw. Abbau der Maßnahme entstehen, haftet der Sondernutzer
ohne Rücksicht auf eigenes Verschulden dem Land Berlin gegenüber und hat für alle
Ansprüche Dritter gegen das Land Berlin einzutreten und das Land Berlin davon in vollen
Umfang freizustellen. Gemäß § 15 Berliner Straßengesetz sind durch die Sondernutzung
entstandene Schäden am Straßenland unverzüglich dem zuständigen Bezirksamt zu mel-
den. Die Schäden werden vom Träger der Straßenbaulast zu Lasten des Sondernutzers
beseitigt.

(4) Im Falle des Widerrufs, bei sonstiger Beendigung der Maßnahme oder bei der Notwen-
digkeit einer Verlegung des Standortes kann ein Entschädigungsanspruch gegen das
Land Berlin nicht geltend gemacht werden. Der Standort ist unverzüglich zu räumen.

A 11.8 Wiederherstellung der bauzeitlich genutzten Flächen
Das öffentliche Straßenland im Bereich der Hardenbergstraße und des Ernst-Reuter-
Platzes, welches bauzeitlich als Baustelleneinrichtungsfläche genutzt wird, ist nach Ende
der Bauarbeiten im ursprünglichen Zustand wiederherzustellen, soweit diese Genehmi-
gung nichts Anderes regelt. Die Ausführung hat in Abstimmung mit den zuständigen
Fachämtern zu erfolgen. Die ordnungsgemäße Beseitigung ist zu dokumentieren.

A 11.9 Abfall

Im Vorfeld der Maßnahme ist seitens des Abfallerzeugers ein baustellenbezogenes Be-
probungskonzept zur Abfalldeklaration zu erstellen. Nach Durchführung der mit der Ab-
fallwirtschaftsbehörde abgestimmten Untersuchungen sind die Ergebnisse zur verbindli-
chen Abfalleinstufung Vorzulegen. Die Probenahme der Abfälle hat sich am „Leitfaden
zur Probenahme und Untersuchung von mineralischen Abfällen im Hoch- und Tiefbau"
zu orientieren.
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Anschließend ist ein entsprechendes. Entsorgungskonzept einzureichen. Auf der Grundlage der
Analysedaten und erfolgten Einstufungen sind die einzelnen Abfallfraktionen nach Art, Menge
und geplantem Entsorgungsweg tabellarisch darzustellen.

Um eine ordnungsgemäße und schadlose Entsorgung sicherzustellen, sind die beigefügten Auf-
lagen und Hinweise im Rahmen des Plangenehmigungsverfahrens aufzunehmen.

a) Das Beprobungskonzept sowie ausgefüllte und unterzeichnetet Formblatt „Anzeige zum
Baubeginn" ist der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klima-
schütz, Abfallwirtschaftsbehörde - l B 2, Brückenstraße 6, 10179 Berlin mindestens 8
Wochen vor Baubeginn vorzulegen.

b) Das Entsorgungskonzept ist mindestens 4 Wochen vor Baubeginn der Senatsverwaltung
für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, Abfallbehörde -1 B 2, Brückenstraße 6, 10179 Ber-
lin (Tel.: 9025-2192 oder Fax 9025-2523) zur Prüfung und Abstimmung vorzulegen.

c) Durchzuführende Beprobungen und Abfalluntersuchungen sind entsprechend dem „Leit-
faden zur Probenahme und Untersuchung von mineralischen Abfällen im Hoch- und Tief-
bau" durchzuführen. Danach hat zur Abfalldeklaration von Boden und Bauschutt eine re-
präsentative Haufwerksbeprobung für bis maximal 500 m3 (jeweils homogenes Material)
zu erfolgen. Dies ist sichergestellt, wenn aus dem betreffenden Haufwerk zwei Mischpro-
ben (MP) aus jeweils mindestens 18 Einzelproben (EP) gebildet werden. Die beiden MP
sind über das gesamte Haufwerk verteilt herzustellen und zu analysieren.

d) Die Probenahme, Untersuchung und Bewertung erfolgt durch geeignete Sachverständige
oder fachlich geeignete Ingenieurbüros und Laboratorien, die über eine Akkreditierung für
diese Arbeiten nach der DIN EN ISO/IEC 17025 durch eine zugelassene Akkreditie-
rungsstelle verfügen. Die Akkreditierung für die jeweilige Tätigkeit ist nachzuweisen.

e) Für eine verbindliche Einstufung sind grundsätzlich zwei aktuelle Analysenergebnisse mit
Probenahmeprotokoll, Lageskizze und Angabe zur untersuchten Abfallmenge (ind. pro-
zentualer Zusammensetzung) vorzulegen. Das höhere Ergebnis führt zur Einstufung des
Abfalls.

f) Besteht die Absicht auf Grund beengter Platzverhältnisse oder homogener Schadstoffver-
teilung von der üblichen Haufwerksbeprobung oder maximalen Abfallmenge abzuwei-
chen, ist in jedem Fall das weitere Vorgehen mit der Abfallwirtschaftsbehörde abzustim-
men (z.B. Einzelfallentscheidung über Materialbeprobung und/ oder Rasterfeldbepro-
bung).

g) Der Analytikumfang entspricht dem Mindestuntersuchungsprogramm für Boden ohne mi-
neralische Fremdbestandteilen bei unspezifischem Verdacht (TR LAGA M20 Teil 2/TR
Boden vom 05.11.04/Tab. 11.1.2-1) im Feststoff. Boden ist aufgrund eines Grundverdach-
tes zusätzlich auf Chlorid und Sulfat im Eluat sowie Auffüllungen auf Cyanide (Feststoff /
Eluat) zu beproben. Bauschutt ist auf der Grundlage der TR LAGA M20, Tabelle II 1.4-1
zu untersuchen. Standort- bzw. nutzungsspezifische Parameter sind darüber hinaus zu
berücksichtigen.

h) Es wird darauf hingewiesen, dass mit Inkrafttreten der Mantelverordnung am 01.08.2023
die Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen
in technische Bauwerke (ErsatzbaustoffV) anzuwenden ist. Damit werden die derzeit für
die Abfalldeklaration zur Bewertung der umwelttechnischen Eigenschaften der Baustoffe
herangezogenen Vollzugshinweise auf Grundlage der Zuordnungswerte der LAGA M20
in Anlehnung an die mit der Ersatzbaustoffverordnung eingeführten Materialwerte abge-
löst. In diesem Rahmen erfolgt eineAktualisierung derVollzugshinweise zurAbfalleinstu-
fung, welche die entsprechenden Werte vorgeben wird.
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i) Als > Z2 eingestuftes Material (gefährlicher Abfall) ist nach § 3 Abs. 1 SoAbfEV (Verord-
nung über die Andienung gefährlicherAbfälle und die Sonderabfallgesellschaft- Sonder-
abfallentsorgungsverordnung) der Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin (SBB)
mbH, Großbeerenstraße231,14480 Potsdam, Tel. 0331/2793-0, Fax: 0331/2793-20 kos-
tenpflichtig anzudienen. Der Entsorgungsweg ist in Abstimmung mit der SBB mbH festzu-
legen. Gegebenenfalls sind in diesem Zusammenhang weitere Untersuchungen bezüg-
lich der Annahmeparameter der vorgesehenen Entsorgungsanlagen erforderlich.

j) Ist mit einem Anfall von Abfällen von insgesamt mehr als 500 m3 oder mehr als 20 t ge-
fährlicher Abfälle zu rechnen, ist ein unabhängiges fachkundiges Ingenieurbüro mit der
Begleitung der Entsorgung zu beauftragen und im Formblatt „Anzeige zum Baubeginn" zu
benennen.

A 11.10 Denkmalschutz

Vor Baubeginn sind der Unteren Denkmalschutzbehörde die Ausführungsunterlagen
zur Zustimmung vorzulegen. Die denkmalgerechte Umsetzung des Vorhabens hat
unter deren Fachaufsicht zu erfolgen.

Alle Veränderungen und Maßnahmen an den bestehenden unter Denkmalschutz ste-
henden Bauwerken sind gemäß §1 1 Abs. 5 Denkmalschutzgesetz Berlin (DSchG Bin)
zu dokumentieren. Die Dokumentation ist nach Abschluss der Arbeiten an die Untere
Denkmalschutzbehörde zu übermitteln.

A 11.11 Betriebsanlagen Dritter

Die von den Leitungsträgern Stromnetz Berlin GmbH, NBB Netzgesellschaft Berlin-
Brandenburg mbH & Co KG, 1&1 Versatel Deutschland GmbH, Colt Technology Ser-
vices GmbH, IT Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ), Berliner Wasserbetriebe, Vat-
tenfall Europe Wärme AG, Tele Columbus Service & Technik GmbH und Vodafone
Kabel Deutschland gegebenen Hinweise zum Leitungsbestand und zurAusführungs-
Planung sind zu beachten. Insbesondere sind dieAusführungsunterlagen rechtzeitig
vor Baubeginn den im Baubereich angezeigten Leitungsträgern vorzulegen. Sich da-
raus ergebende technische Hinweise zu den Ausführungsarbeiten sind zu beachten.
Auf A II. 0 Bauvorbehalt wird hiermit verwiesen.

A III Wasserbehördliche Erlaubnis

Die wasserbehördliche Erlaubnis ergeht im Einvernehmen mit der Wasserbehörde, Sen-
UMVK II D. Für die Wasserbehörde bestehen grundsätzlich gegen die Planung keine
Bedenken. Die folgenden Auflagen sind von der Vorhabenträgerin einzuhalten:

Grundwasserbenutzungen bei Bauvorhaben

Im Rahmen des Bauvorhabens muss aufgrund der hydrogeologischen Verhältnisse der
Anbau des Aufzugs V10d im Schütze einer wasserdichten Baugrube erfolgen. Die ge-
plante Ausführung des Aufzugs V1a erfolgt innerhalb des Bahnhofs, so dass keine Ein-
bindung in das Grundwasser erforderlich ist.

Für die Herstellung der wasserdichten Baugrube ist eine Grund- bzw. Restwasserhal-
tüngsmaßnahme notwendig. Die dabei zu entnehmende und abzuleitende Gesamtför-
dermenge wurde mit ca. 15 100 m3 berechnet.

Darüber hinaus sollen ca. 253 m3 flüssige oder pastöse Stoffe (für eine Düsenstrahl-
sohle, Düsen- und Andichtsäulen) in das Grundwasser eingeleitet werden.

Die beantragten Grundwasserbenutzungen bedürfen gemäß § 8 ff WHG einer wasser-
behördlichen Erlaubnis. Die Erlaubnis wird nach den Bestimmungen der §§ 8 bis 13

Fassungs- und Fundstellennachweis der in der Genehmigung genannten Gesetze und Verordnungen siehe Anhang Seite 11 von 52



Plangenehmigung für den Einbau von Aufzügen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorfvon Berlin

WHG auf der Grundlage des Antrages und der dazu eingereichten Unterlagen erteilt. Et-
waige Abweichungen von dem zugrundeliegenden Antragsinhalt (z. B. in Bezug auf die
Art oder Menge der Einsatzstoffe, Änderung der Bauausführung u. ä.) bedürfen einer
neuen wasserbehördlichen Beurteilung und sind daher nicht von der erteilten Erlaubnis
abgedeckt. Änderungen bedürfen ggf. einer entsprechenden Anpassung dieser.

Des Weiteren wurde beantragt, feste Stoffe in das Grundwasser einbringen zu dürfen.
Es handelt sich dabei um Spundwände. Das geplante Einbringen von Stoffen in das
Grundwasser wird entsprechend § 49 Abs. 1 WHG als nur anzeigepflichtig angesehen.
Dieser Anzeigepflicht sind Sie nachgekommen.

Sofern Rückfragen zu dem Gegenstand des Bescheides sowie zu den Nebenbestim-
mungen bestehen, wenden Sie sich bitte direkt an die technische Bearbeiterin Frau
Schmidt (Telefon: 030 9025-2114, E-Mail: caroline.schmidt@SenUVK.berlin.de).

A 111.1 Nebenbestimmungen

Einleiten von Stoffen in das Grundwasser

a) Zum Zwecke der horizontalen Abdichtung der herzustellenden quasi wasserdichten Trog-
baugrube (Gesamtfläche rund 84,15 m2) düri'en bis zu 85 m3 einer Trinkwasser-Ze-
mentsuspension im Düsenstrahlverfahren bis zu einer maximalen Ordinate von NHN +23
m in das Grundwasser eingeleitet werden.

b) Zum Zwecke der Sicherung der angrenzenden Bestandswände des vorhandenen Bahn-
hofsbauwerkes dürfen bis zu 140 m3 einer Trinkwasser-Zementsuspension im Düsen-
strahlverfahren als Unterfangung bis zu einer maximalen Ordinate von NHN +23 m in das
Grundwasser eingeleitet werden.

Zum Zwecke der Herstellung von Andichtsäulen an den Übergängen zwischen Baugru-
benspundwand und vorhandenem Tunnelbauwerk dürfen bis zu 27,50 m3 einer Trinkwas-
ser-Zementsuspension im Düsenstrahlverfahren bis zu einer maximalen Ordinate von
NHN +22,10 m in das Grundwasser eingeleitet werden.

Entnahme von Grundwasser

Das innerhalb der herzustellenden quasi wasserdichten Trogbaugrube anfallende
Grund- bzw. Restwasser (inklusive Lenzwasser) darf mittels geeigneter Fördertechnik
bis auf eine Ordinate von maximal NHN + 26,96 m abgesenkt sowie für die Dauer von
ca. 10 Monaten mit einer maximalen Förderrate von 2,08 m3 sowie einem maximalen
Umfang von 15 000 m3 entnommen werden.
Insgesamt dürfen im Rahmen des Bauvorhabens 253 m3 flüssige oder pastöse Stoffe in
das Grundwasser eingeleitet sowie maximal 15 100 m3 Grund- bzw. Restwasser ent-
nommen werden.

DieAb-/Einleitungsart des Förderwassers ist in den Auflagen der Erlaubnis geregelt.
Zucirundelieoende Unterlagen

Der Erlaubnis liegen folgende Unterlagen maßgeblich zugrunde:

• Antragsunterlagen vom 09.07.2021

Bestandteile der Erlaubnis:

Anlage A: Tätigkeit des Betriebsbeauftragten

Anlage B: Uberwachungsbericht des Betriebsbeauftragten

Anlage C: Abschlussbericht des Betriebsbeauftragten
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Die Anlagen A bis C wurden von derAnhörungsbehörde an die Vorhabenträgerin innerhalb des
Anhörungsverfahrens weitergegeben.

Bedinounaen

Bis zur Erfüllung der folgenden Bedingungen ist die erteilte Erlaubnis nicht rechtswirk-
sam. Es dürfen also noch keine Grundwasserbenutzungen vorgenommen werden.

a)

b)

c)

d)

e)

Vor dem Beginn der Grundwasserbenutzungen muss die Bestellung eines Betriebsbeauftragten
sowie seines Vertreters entsprechend Anlage A der wasserbehördlichen Erlaubnis mit vollem
Namen, Adresse, E-Mail Adresse, Telefax- und Telefonnummer nachgewiesen werden. Der
Wasserbehörde - II D 32- muss der Umfang der Leistungen schriftlich mitgeteilt werden, der
der Beauftragung zu Grunde liegt. Die Beauftragung des Betriebsbeauftragten und des
Vertreters muss direkt durch den Bauherrn erfolgen.

Spätestens 2 Wochen vor dem Beginn der Grundwasserbenutzungen (Herstellung der
Baugrube) ist derWasserbehörde ein vom Betriebsbeauftragten bewertetes bauzeitli-
ches Uberwachungskonzept für Beweissicherungen an der unmittelbar angrenzenden
Bebauung Dritter vorzulegen.

Das Beweissicherungskonzept muss regelmäßige Anpassungen der Beweissicherung
an die aktuellen Bauzustände berücksichtigen. Hierfür sind von der Objektplanung für
das Bauvorhaben detailliert Art und Umfang der Beweissicherungen festzulegen
(Gipsplomben, Rissmonitore, Höhenbolzen, Setzungsmessungen, Grenzwerte für zu-
lässige Setzungen, Fotodokumentation etc.). Das Uberwachungskonzept muss Aussa-
gen darüber enthalten, welche Maßnahmen zu treffen sind, wenn Grenzwerte erreicht
bzw. überschritten werden. Die Beweissicherung ist zu unterteilen in Maßnahmen, die
im Vorfeld der Grundwasserbenutzungen, bei der Ausführung und nach Abschluss der
Grundwasserabsenkungen zu treffen sind.

Spätestens 1 Woche vor Beginn der Grundwasserbenutzungen (hlerstellen der Bau-
grübe) sind an der Bebauung bzw. Anlagen Dritter durch eine entsprechende Fachfirma
Beweissicherungen gemäß dem Uberwachungskonzept durchzuführen, bei denen auch
auf Anhaltspunkte für eine Schädigung der Gründung zu achten ist. (Nullmessung)
Die Ergebnisse derAusgangsbeweissicherungen sind der Wasserbehörde -II D 32 -
spätestens 5 Tage vor dem Beginn der Grundwasserabsenkungen mit einer Bewertung
durch den Betriebsbeauftragten schriftlich vorzulegen.

Vor Beginn der Grundwasserbenutzungen muss der Wasserbehörde - II D 32-ein
vom Betriebsbeauftragten bewertetes Qualitätssicherungs- und Havariekonzept der
ausführenden Firma (endgültige Ausführungsplanung, Bauzeitenplan, Verfahrensbe-
Schreibung, Beherrschung unplanmäßiger Vorkommnisse z. B. Ausfall der Wasserhal-
tungsanlage) eingereicht werden.

Dieses Konzept muss mindestens ein Uberwachungsprogramm zur kurzfristigen Erken-
nung von Schäden o. ä., eine Alarmierungsliste der Verantwori:lichen (inkl. ggf. erforder-
licher Rettungskräfte) mit aktuellen Telefonnummern sowie mögliche Gegenmaßnah-
men enthalten. Die für die Gegenmaßnahmen erforderlichen Gerätschaften und Einrich-
tungen müssen in der Zeit eines möglichen Einsatzes funktionsbereit auf der Baustelle
vorgehalten werden.
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f) Vor Beginn der Grundwasserbenutzungen müssen die für die Grundwasserbenutzun-
gen einzusetzenden Materialien und Baustoffe/-produkte (flüssige und pastöse Stoffe)
bei der Wasserbehörde jeweils schriftlich durch den Betriebsbeauftragten benannt wer-
den. Das betrifft auch Produkte, die im Havariefall eingesetzt werden sollen. Für gere-
gelte/genormte Produkte muss die Leistungserklärung des Herstellers beigebracht wer-
den. Für andere Produkte muss jeweils ein unabhängiger Nachweis ihrer Grundwasser-
Verträglichkeit beigefügt werden. Es darf nur Wasser mit Trinkwasserqualität verwendet
werden.

g) Sollen Stoffe verwendet werden, die nicht geregelt/genormt sind, muss der entspre-
chende Nachweis der Grundwassen/erträglichkeit durch den Erlaubnisinhaber geführt

werden (z. B. entsprechende allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen aus dem Be-
reich „Zulassungen für den Umweltschutz"; Nachweis entsprechend DIBt-Merkblatt
„Auswirkungen von Bauprodukten auf Boden und Grundwasser" akt. Fassung, LAWA u.
a.).

h) Vor Beginn der ersten Grundwasserentnahme muss der Wasserbehörde -II D 32 - die
erfolgte Herstellung von mindestens 2 Grundwassermessstellen (1 Außengrundwasser-
messstelle AP und 1 Innengrundwassermessstelle IP) nachgewiesen werden. Die ge-
plante Anordnung aller Grundwassermessstellen muss ausreichend vor deren Herstel-
lung vom Betriebsbeauftragten mit derWasserbehörde - II D 32- abgestimmt werden.

i) Der Ausbau der Grundwassermessstellen muss bei mineralischen Schichten mit einer
2,0 m langen Filterstrecke erfolgen, wobei selbige auf Höhe des Ruhewasserspiegels
beginnt. Bei stauenden organischen Schichten (z. B. Torfe, Mudden) muss der Ausbau
der Filterstrecke unterhalb dieser Schichten mit 2,0 m Länge erfolgen. In den Ringraum
der Messstellen darf nur inertes Material eingebaut werden.

j) Alle hergestellten Grundwassermessstellen müssen nach Lage und Höhe eingemessen
werden. Dabei muss sich die Lageeinmessung auf derzeit bestehende unveränderliche
Bauwerke (z. B. Fahrbahnränder, Gebäudekanten) beziehen. Die Angabe der einge-
messenen Höhenkoten muss in NHN m erfolgen. Des Weiteren müssen die Funktions-
fähigkeit sowie die Ergebnisse einer Nullmessung der jeweiligen Messstellen nachge-
wiesen werden.

k) Der Wasserbehörde muss vor Beginn der Grundwasserförderungen ein Bestandsplan
eingereicht werden, auf dem die Lage aller o. g. Grundwassermessstellen zur Uberwa-
chung derAbsenkziele und der Brunnenstandorte, die Lage aller vorhandenen Anlagen
zur Grundwasserentnahme, auch von Dränagen, die Rohrleitungsführung sowie alle
Ein-/Ableitstellen in einen öffentlichen Kanal eingetragen ist. Bei wesentlichen Änderun-
gen muss derWasserbehörde ein aktualisierter Plan nachgeliefert werden. Die Ausbau-
daten der Brunnen/derWasserhaltungsanlagen usw. und aller Messstellen müssen der
Wasserbehörde übergeben werden.

l) Vor Beginn der Grundwasserförderungen muss der Wasserbehörde der Nachweis über
die Ausrüstung mit zugelassenen Wassermengenmesseinrichtungen entsprechend Auf-
läge 3.2.7. eingereicht werden.

m) Vor Beginn der Restwasserhaltung in der Trogbaugrube muss dort zunächst ein Pump-
versuch durchgeführt werden, bei dem die geplante Dichtheit von 1,5 l/s x 1.000 m2
nachgewiesen werden muss. Das vom Betriebsbeauftragten geprüfte Konzept des
Pumpversuches muss vor der geplanten Durchführung bei der Wasserbehörde einge-
reicht und bestätigt werden. Das vom Betriebsbeauftragten bewertete Ergebnis des
Pumpversuches muss der Wasserbehörde unverzüglich übermittelt werden (Dichtheits-
nachweis). Mit der Restwasserhaltung darf erst nach Zustimmung durch die Wasserbe-
horde begonnen werden.
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n) Mit der Wasserbehörde - II D 32- muss mindestens eine Woche vor dem geplanten
Beginn der 1. Grundwasserentnahme über den Betriebsbeauftragten ein Termin zur Ab-
nähme der Wasserhaltungsanlage vereinbart werden. Dies betrifft auch die Abnahme
von Teilmaßnahmen.

o) Vor Beginn der Grundwasserförderungen muss der Wasserbehörde die Genehmigung
der Berliner Wasserbetriebe (www.bwb.de) zu den Ableitungen des geförderten Grund-
wassers in einen öffentlichen Kanal übersandt werden.

A 111.2 Allgemeine Auflagen

Jede Änderung der Bauausführung bzw. des beantragten Vorhabens mit Bezug auf den
wasserrechtlichen Erlaubnisgegenstand oder die Nebenbestimmungen sowie der Verzicht auf
die Inanspruchnahme der wasserbehördlichen Erlaubnis müssen der Wasserbehörde
unverzüglich schriftlich angezeigt werden.

p) Eine Ausfertigung des Bescheides muss während der Baumaßnahmen auf der Bau-
stelle aufbewahrt und den zur Prüfung berechtigten Personen nach Aufforderung unver-
züglich vorgelegt werden. Den Mitarbeitern derWasserbehörde müssen bei Baustellen-
kontrollen alle ermittelten Daten, soweit sie in dieser Erlaubnis gefordert wurden, zu-
gänglich gemacht werden.

q) Jeder Eigentums- und Besitzwechsel des Grundstückes, auf dem die Grundwasserbe-
nutzung erfolgt, muss der Wasserbehörde mit Angabe des Aktenzeichens mitgeteilt
werden.

r) Die Wasserbehörde - II D 32 - muss über den Betriebsbeauftragten unterrichtet wer-
den, wenn die erlaubten Grundwasserbenutzungen begonnen, unterbrochen oder ein-
gestellt werden.

s) Schäden, die durch die Grundwasserbenutzungen verursacht werden können, muss
durch geeignete planerische und baustellenseitige Maßnahmen vorgebeugt werden.

t) Dazu zählen insbesondere Vegetationsschäden, Verschleppungen von Grundwasser-
Verunreinigungen, Setzungsschäden an benachbarter Bebauung sowie Wasser- und
Bodeneinbrüche in die Baugrube usw.

u) Sich abzeichnende Schäden müssen der Wasserbehörde unverzüglich schriftlich ange-
zeigt und in behördlicher Abstimmung mit dem Eigentümer beseitigt werden.

v) Auf der Baustelle muss sichergestellt werden, dass ein Unfall oder ein unsachgemäßer
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vermieden wird.

w) Die Wartung und Reinigung von Baumaschinen muss auf versiegelten Flächen außer-
halb der Baugruben vorgenommenwerden. Das Nachfüllen von Treibstoffen muss
ebenfalls auf versiegelten Flächen bzw. über Auffangwannen erfolgen.

x) Die Grundwasserfördermengen müssen am Ort des Anfallens erfasst werden. Es dür-
fen dafür nur folgende Wassermengenmesseinrichtungen verwendet werden:

Wassermengenmesseinrichtungen, die einschließlich bis zum 29.10.2006 herge-
stellt und verwendet wurden: Nachweis einer gültigen Eichung einer dafür vorge-
sehenen Behörde oder staatlich anerkannten Prüfstelle der Bundesrepublik
Deutschland gemäß dem Mess- und Eichgesetz (MessEG) und der Eichordnung
(EichO) in der zum Zeitpunkt der Herstellung des Messgeräts gültigen Fassung.

Wassermengenmesseinrichtungen, die einschließlich bis zum 29.10.2016 herge-
stellt und verwendet wurden: Nachweis einer gültigen Eichung einer dafür vorge-
sehenen Behörde oder staatlich anerkannten Prüfstelle der Bundesrepublik
Deutschland gemäß dem Mess- und Eichgesetz (MessEG) und der Eichordnung
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y)

z)

aa)

bb)

(EichO bzw. MessEV) in der zum Zeitpunkt der Herstellung des Messgeräts gülti-
gen Fassung oder Nachweis der Konformität mit einer Konformitätserklärung nach
der Richtlinie 2004/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
31.03.2004 über Messgeräte (CE-Kennzeichnung gemäß MID).

Wassermengenmesseinrichtungen, die ab dem 30.10.2016 hergestellt und ver-
wendet wurden: Konformitätsnachweis gemäß der Richtlinie 2014/32/EU vom
26.02.2014 über Messgeräte (CE-Kennzeichnung gemäß MID).

Sämtliche vorgenannten Wassermengenmesseinrichtungen sind spätestens 6 Jahre
nach der Ersteichung oder der CE-Kennzeichnung durch den Verwender der Wasser-
mengenmesseinrichtung ohne gesonderte Aufforderung einer Nacheichung bei den da-
für vorgesehenen Behörden oder staatlich anerkannten Prüfstellen in der Bundesrepub-
lik Deutschland zuzuführen.

Diese Nacheichung muss dem „Gesetz über das Inverkehrbringen und die Bereitstel-
lung von Messgeräten auf dem Markt, ihre Verwendung und Eichung sowie über Fertig-
Packungen (MessEG)" sowie der „Verordnung über das Inverkehrbringen und die Be-
reitstellung von Messgeräten auf dem Markt sowie über ihre Verwendung und Eichung
(Mess- und Eichverordnung - MessEV)", in Kraft getreten am 01.01.2015, genügen.
Die CE-Kennzeichnung sowie die erfolgte Eichung bzw. Nacheichung müssen sowohl
auf den zur Verwendung kommenden Wassermengenmesseinrichtungen selbst, als
auch auf deren zugehörigen Herstellerzertifikaten zweifelsfrei erkennbar sein.
Die verwendeten Wassermengenmesseinrichtungen müssen der Wasserbehörde mit
ihren jeweiligen Kenndaten (Gerätetyp, Fabrikationsnummer und Zählerstand) sowie
ihrer Anordnung im Ableitsystem gemeldet werden. Ein Wechsel von Wassermengen-
messeinrichtungen muss der Wasserbehörde - II D 32- unverzüglich mit Angabe der
neuen Kenndaten über den Betriebsbeauftragten angezeigt werden.

Zur korrekten Erfassung der Grundwasserfördermengen sind die Wassermengenmess-
einrichtungen nach den Absetzbecken zu installieren.

Die Wassermengenmesseinrichtungen müssen entsprechend den Zulassungsbedin-
gungen eingebaut werden und zugänglich sein. Falls aus Sicherheitsgründen die Was-
sermengenmesseinrichtungen verschlossen sein müssen, müssen dem Betriebsbeauf-
fragten und der Wasserbehörde - II D 32— die entsprechenden Schlüssel zur Kontrolle
der Anlage ausgehändigt werden oder die Anlagen müssen bei Kontrollen zugänglich
gemacht werden. Die Zugänglichkeit zu den Wassermengenmesseinrichtungen und die
Erkennbarkeit/Prüfbarkeit der Eichung/Nachweise muss vom Beginn bis zum Ende der
Wasserhaltung gewährleistet werden.

Es müssen gesonderte Messeinrichtungen für die getrennten Ein-/Ableitungen in die
Regenwasserkanalisation und die Misch-/Schmutzwasserkanalisation vorgesehen wer-
den.

Die Überwachung der Grundwasserbenutzungen muss durch den bestellten Betriebs-
beauftragten erfolgen. Es müssen Uberwachungsberichte und ein Abschlussbericht er-
stellt und der Wasserbehörde übergeben werden. Der Leistungsumfang sowie das Be-
richtswesen des Betriebsbeauftragten sind in den Anlagen A bis C der Erlaubnis festge-
legt.
Während der Grundwasserabsenkungen sowie spätestens zwei Wochen nach Beendi-
gung der Grundwasserabsenkungen sind an der Bebauung bzw. an Anlagen Dritter ge-
maß Nr. 3.1.2. durch eine entsprechende Fachfirma Beweissicherungen gemäß dem
Uberwachungskonzept nach Nrn. 3.1.3. durchzuführen, bei denen auch aufAnhalts-
punkte für eine Schädigung der Gründung zu achten ist.
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Soweit sich daraus weitergehende Anforderungen an die Grundwasserentnahme erge-
ben oder die Auswertung der Messungen ergibt, dass mit Schäden zu rechnen ist, ist
die Wasserbehörde unverzüglich zu informieren.

A 111.3 Auflagen zur Grundwasserentnahme

Es muss für die Dauer der erlaubten Grundwasserbenutzungen ein Wasserbuch geführt werden. In das
Wasserbuch müssen täglich Daten der Grundwassermessstellen, die Daten der Messungen der
Grundwasserfördermengen und das Ergebnis der Prüfung der sandfreien Förderung eingelesen
werden. Es müssen weiterhin Eintragungen über Pegelkürzungen oder -Verlängerungen,
Brunnenregulierungen, Pumpenausfälle, Ausfälle und Wechsel der Wasseruhr etc.
aufgenommen werden. Das Wasserbuch ist wöchentlich an die Wasserbehörde zu übersenden

ec) Die Grundwasserstände aller Messstellen müssen während der Grundwasserförderun-
gen täglich ermittelt, vom Betriebsbeauftragten bewertet und im Wasserbuch aufge-
zeichnet werden. Bei der Darstellung ist zusätzlich ein Vergleich zur Nullmessung vor-
zunehmen.

dd) Die entnommenen Grundwassermengen müssen täglich in jedem Ableitstrang geson-
dert durch zugelassene und geeichte Wassermengenmesseinrichtungen ermittelt, vom
Betriebsbeauftragten bewertet und im Wasserbuch sowohl in tabellarischer als auch in
graphischer Form aufgezeichnet werden.

ee) Die Ableitung (R-S-Kanal) ist auf den einzelnen Strängen deutlich sichtbar zu kenn-
zeichnen.

ff) Die Wasserbehörde ist unverzüglich zu informieren, wenn eine Erhöhung der Grund-
wasserfördermenge über das vorher berechnete Maß hinaus eintritt. Es ist derWasser-
behörde eine Bewertung der Auswirkungen auf Dritte vorzulegen.

A 111.4 Auflagen zur Grundwasserab-/einleitung

Zu Beginn der Grundwasserhaltung muss das geförderte Grundwasser in die öffentliche
Schmutzwasserkanalisation (S-Kanalisation) abgeleitet werden. Erst nach Vorlage einer Analyse
und Zustimmung durch die Wasserbehörde -II D 32 - darf das Wasser in die öffentliche
Regenwasserkanalisation (R-Kanalisation) eingeleitet werden.

99)

hh)

Die Qualität des geförderten Wassers muss einen Tag nach dem Beginn der Grund-
wasserförderung von einem für Grundwasserbeprobungen und -Untersuchungen akkre-
ditierten Fachlabor beprobt und auf die folgenden Parameter untersucht (hlahnproben)
werden:

pH-Wert, Leitfähigkeit, Färbung, Temperatur, Ammonium, Blei, leicht freisetzbare Cya-
nide, Eisen, Chrom, Nickel, Quecksilber, Cadmium, Kupfer, Zink, LCKW (Leichtflüchtige
Chlorierte Kohlenwasserstoffe oder Leichtflüchtige Chlorkohlenwasserstoffe) mit VC
(Vinylchlorid), MKW (Mineralölkohlenwasserstoffe), DOC (Dissolved Organic Carbon ~
Gelöster organischer Kohlenstoff), PAK (Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe
- nach US EPA), BTEX (Aromatische Kohlenwasserstoffe), AOX, Sulfat, Nitrat, Chlorid,
absetzbare Stoffe und abfiltrierbare Stoffe

Die Bestimmungsgrenzen müssen unterhalb der Geringfügigkeitsschwellenwerte (GFS)
gemäß Berliner Liste (2005) liegen.

Die Untersuchungsergebnisse sind der Wasserbehörde - II D 32- spätestens 4 Arbeits-
tage nach der Beprobung zu übersenden. Anhand der Ergebnisse werden die weiteren
Beprobungsintervalle und Analysenparameter von der Wasserbehörde festgesetzt.
Weist das Grundwasser einen pH-Wert über 8,5 auf, muss vor der Ableitung eine Neut-
ralisation mit Kohlensäure erfolgen. Die Kohlensäuredosierung muss durch Messung
des pH-Wertes im Zulauf so gesteuert werden, dass im Ablauf ein pH-Wert zwischen
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ii)

jj)

kk)

It)

8,5 und 6,5 erreicht wird. Der pH-Wert im Ablauf muss durch eine zweite Messung kon-
tinuierlich ermittelt und aufgezeichnet werden.

Fehlfunktionen der Anlage bzw. Überschreitungen desAbleitgrenzwertes müssen zur
unmittelbaren Behebung des Schadens führen. Der Verbrauch an CÜ2 muss im Was-
sertagebuch dokumentiert werden. Die Lieferscheine für die Beschickung der Neutrali-
sation mit CÜ2 müssen der Wasserbehörde auf Verlangen vorgelegt werden.
Für die Einleitung des Förderwassers in die Regenwasserkanalisation gelten die in der
nachfolgenden Tabelle für die einzelnen Parameter festgelegten Werte.

Parameter Einleitung in die R-Kanalisation

pH-Wert

Leitfähigkeit

Ammonium

leicht freisetzb. Cyanid

DOC

Blei

Cadmium

Chrom gesamt

Kupfer

Nickel

Quecksilber

Zink

Arsen

E LCKW:

Vinylchlorid

Eisen

PAK (nach EPA)

BTEX

AOX

Nitrat

Sulfat

Chlorid

M KW

Absetzbare Stoffe

Abfiltrierbare Stoffe

6,5-8,5

1.800|jS/cm

5,0 mg/1

10|jg/l

10,0mg/l

20 pg/1

5M9/1

50|jg/l

20 pg/1

50 pg/1

lpg/l

500 pg/1

20 ug/i
10|jg/l

5Mg/i

2,0 mg/1

20 |jg/l

10|jg/l

25 |jg/l
50 mg/1

400 mg/1

250 mg/1

1,0mg/l

0,3 ml/1

30 mg/1

Das geförderte Grundwasser muss vor der Einleitung in die öffentliche R-Kanalisation
belüftet werden. Der anfallende Eisenschlamm muss zurückgehalten werden.
Die sandfreie Förderung muss täglich kontrolliert, dokumentiert und wöchentlich über
den Betriebsbeauftragten im Wasserbuch nachgewiesen werden.
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mm) Zur Ableitung des Grundwassers bei Kontaminationen müssen während der gesamten
Dauer der Grundwasserförderung ausreichend viele Ableitstellen in die öffentliche M-/S-
kanalisation betriebsbereit vorgehalten werden, es sei denn, diese lassen sich bei Be-
darf innerhalb eines Tages errichten.

nn) Nach Beendigung der Grundwasserbenutzungen müssen eventuelle Schäden an Ab-
/Einleitbauwerken bzw. -schachten, an Gewässerufern oder -sohlen sowie in der Kana-
lisation nach Abstimmung mit dem Eigentümer umgehend beseitigt werden.

oo) Alle Anlagen zur Grundwasserförderung und Ein-/-ableitung einschließlich der Rohrlei-
tungen sowie die für dieses Bauvorhaben errichteten Grundwassermessstellen müssen
unverzüglich nach Beendigung der Grundwasserentnahme, jedoch spätestens bis zum
Ablauf der Erlaubnis, beseitigt und der frühere Zustand wiederhergestellt werden.

pp) Nach Beendigung der Grundwasserentnahme muss der Wasserbehörde - II D 32 -der
Zeitraum der Förderung sowie das geförderte Gesamtvolumen mitgeteilt und der Ab-
schlussbericht des Betriebsbeauftragten gemäß Anlage C der wasserbehördlichen Er-
laubnis übersandt werden.

A IV Entscheidungen über Einwendungen

Die im Verfahren erhobenen Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Bedenken
werden zurückgewiesen, soweit sie nicht durch Nebenbestimmungen, Auflagen oder
Zusagen berücksichtigt worden sind oder sie sich im Laufe des Verfahrens auf andere
Weise erledigt haben.

Mit den Trägern öffentlicher Belange ist das Benehmen hergestellt worden. Die den
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange (TöB) schriftlich zugesandten
Erwiderungen der Vorhabenträgerin zu den im Anhörungsverfahren eingegangenen
Stellungnahmen behalten, soweit im nachfolgenden Verfahrensverlauf nichts Ande-
res vereinbart wurde bzw. sich die Rahmenbedingungen verändert haben, ihre Gül-
tigkeit.

Die sich speziell auf die Ausführungsplanung und Bauausführung beziehenden Hin-
weise in den Stellungnahmen sind, soweit sie nicht durch Nebenbestimmungen, Auf-
lagen oder Zusagen berücksichtigt wurden, nicht planfeststellungsrelevant und
selbstständig von der Vorhabenträgerin in der weiteren Planung bzw. bei der Vorbe-
reitung der Baudurchführungzu beachten und fortschreitend mit den betreffenden
Behörden und TöB in weiteren Abstimmungen zu präzisieren.

A V Kosten

Die Kosten des Verfahrens trägt die Vorhabenträgerin. Die Höhe der Kosten wird in
einem gesonderten Bescheid festgesetzt.
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B

Begründung

B l Beschreibung des Vorhabens

Mit dem Einbau der beiden Aufzüge sollen die Bahnsteige des U-Bahnhofs Ernst-
Reuter-Platz barrierefrei erschlossen werden. Der Bahnhof besitzt eine mittige Gleis-
läge mit je einem separaten Bahnsteig pro Fahrtrichtung. Geplant sind zwei Aufzüge,
die die Bahnsteigebenen jeweils direkt mit dem Straßenland verbinden. Der U-Bahn-
hof befindet sich unter dem südlichen Bereich des Ernst-Reuter-Platzes (Bundes-
straße B2/B5), sowie unter der westlichen Fahrbahn der Hardenbergstraße. Mit dem
Einbau der beiden Aufzüge wird dem Ziel nachgekommen, den öffentlichen Perso-
nennahverkehr auch für mobilitätseingeschränkte Fahrgäste zu erschließen.

B II Verwaltungsverfahren

Mit Schreiben vom 08.03.2018, eingegangenam 21.03.2018, haben die Berliner Ver-
kehrsbetriebe Anstalt des öffentlichen Rechts (BVG) als Vorhabenträgerin der Anhö-
rungsbehörde die entscheidungserheblichen Unterlagen für den Einbau von Aufzü-
gen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorfvon Ber-
tin, bestehend aus:

Erläuterungsbericht

Zeichnungen:
RP_PG001 Lageplan Standortvarianten
RP_PG002Lageplan Fremdleitungen
RP_PG003Grundriss Bahnsteigebene Aufzug Standort V1a
und V2a
RP_PG004 Schnitte Aufzug Standorte V1a und V2a
RP_PG005Lageplan Endzustand Aufzug Standort V1 a
und V2a
RP_PG006 Lageplan Baustelleneinrichtung und Verkehrs-
führung Aufzug Standort V1 a und V2a

RP_PG007 Lageplan Instandhaltung Aufzug Standort
V1a und V2a

Übersicht Leitungsauskünfte

Bericht zur Brandsimulation

übersandt.

vom Febr. 2018

vom

vom

vom

vom

28.02.2018
28.02.2018

28.02.2018
28.02.2018

vom 28.02.2018

vom 28.02.2018

vom 28.02.2018

vom 28.04.2016

vom 12.11.2015

Das Ergebnis der Planfeststellungsbehörde über die Umweltverträglichkeitsvorprü-
fung gemäß §5 i. V. m. §9 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) vom
25.04.2022 wird zusammen mit der Plangenehmigung im UVP-Portal der Länder der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
Die Vorhabenträgerin hat im Laufe des Verfahrens Änderungen, Ergänzungen und
Korrekturen an den Unterlagen in den Farben blau, magenta, violett und nochmals
magenta eingereicht.

Mit Schreiben derAnhörungsbehörde vom 07.06.2018 und 09.07.2018 sind im Anhö-
rungsverfahren direkt um Zustimmung bzw. Stellungnahme gebeten worden:

Fassungs- und Fundstellennachweis der in der Genehmigung genannten Gesetze und Verordnungen siehe Anhang Seite 20 von 52



Plangenehmigung für den Einbau von Ayfzügen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorfvon Berlin

Stelle^ Antwortschreiben vom

1. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Woh-
nen GR B 12, koordinierend für die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, für die Senatsver-
waltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klima-
schütz als auch für die Oberste Denkmalschutzbehörde
(LDA)

09.07.2018

2.
3.

Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales ohne Antwort

Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung - LfB
und ABSV

06.07.2018+
05.07.2018

4.
5.
6.

Landesamt für Gesundheit und Soziales 06.07.2018
Senatsverwaltung für Finanzen ohne Antwort
Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin
Abt. Jugend, Familie, Schule, Sport u. Umwelt
- Umwelt- und Naturschutzamt -
Stadtentwicklung - FB Tiefbauamt

04.07.2018

7. Berliner Feuerwehr 09.07.2018+
12.06.2018

8. Bundesanstalt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienst-
leistungen der Bundeswehr 15.06.2018

9. Deutsche Telekom Technik GmbH ohne Antwort
10. Berliner Wasserbetriebe 02.07.2018
11. I Vattenfall Europe Wärme AG 27.06.2018
12. Stromnetz Berlin Gmbh 29.06.2018
13. I SOHertz Transmission GmbH 13.06.2018
14. NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG 14.06.2018
15. Alliander Stadtlicht GmbH ohne Antwort
16. EKT Energie und Kommunal-Technologie GmbH 25.06.2018
17. I 1&1 Versatel Deutschland GmbH 20.06.2018
18. | Vodafone GmbH 05.07.2018
19. | degewo Technische Dienste GmbH 18.06.2018
20. BTB Blockheizkraftwerks- Träger und

Betreibergesellschaft mbH Berlin 14.06.2018

21. | COLT Technology Services GmbH 27.06.2018
22. euNetworks ohne Antwort
23. [ Tele Columbus Service & Technik GmbH 02.07.2018
24. Der Polizeipräsident in Berlin 13.06.2018
25. IT Dienstleistungszentrum Berlin, ITDZ 06.07.2018+

24.07.2018
26. I Vodafone Kabel Deutschland 09.07.2018
27. l DB Kommunikationstechnik GmbH 14.06.2018
28. I GLH Auffanggesellschaft für Telekommunikation mbH ohne Antwort
29. I GDMcom mbH 05.07.2018
30. Berliner Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz e.V.

(BLN) ohne Antwort

31. I Volksbund Naturschutz e.V. ohne Antwort
32. Deutsche Gesellschaft für Herpetologie und Terrarien-

künde ohne Antwort

33. Landesjagdverband Berlin e.V. ohne Antwort
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34. Innogy Gas Storage NWE GmbH 10.08.2018
35. GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft 18.07.2018

Die Stellungnahmen und fristgemäß eingegangenen Einwendungen wurden mit
Schreiben vom 16.08.2018 der Vorhabenträgerin zur Erwiderung übergeben. DieVor-
habenträgerin erwiderte hierzu mit Schreiben vom 30.01.2019, eingegangen am
05.02.2019.

Gleichzeitig wurden derAnhörungsbehörde die nachfolgend aufgeführten aktualisierten,
sowie ergänzende Planunterlagen (Blauänderungen) übersandt:

Erläuterungsbericht

Zeichnungen:
RP_PG002a Lageplan Fremdleitungen
RP_PG004a Schnitte Aufzug Standorte V1a und V2a
RP_PG005a Lageplan Endzustand Aufzug Standort V1a
und V2a
RP_PG007a Lageplan Instandhaltung Aufzug Standort
V1a und V2a

Übersicht Leitungsauskünfte

Bericht zur Brandsimulation - Rauchschutznachweis

vom Mai 2019

vom 22.05.2019
vom 22.05.2019

vom 22.05.2019

vom 22.05.2019

vom 28.04.2016

vom 08.03.2018

Mit Schreiben der Anhörungsbehörde vom 28.06.2019 wurden die Erwiderungen der
Vorhabenträgerin zu den fristgemäß eingegangenen Einwendungen und Stellungnah-
men an die beteiligten Behörden und Leitungsträger zur Stellungnahme übersandt. Zu-
sätzlich wurden den nachfolgend aufgelisteten, von den Änderungen Betroffenen, die
geänderten und ergänzenden Planunterlagen (Blauänderungen) verbunden mit der Bitte
um Zustimmung bzw. Stellungnahme übersandt:

Stelle Antwortschreiben vom

1. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Woh-
nen, GR B 1, koordinierend für die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, für die Senatsver-
waltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klima-
schütz als auch für die Oberste Denkmalschutzbehörde

01.08.2019

3. I Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung - LfB 15.07.2019
6. Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf

Abt. Jugend, Familie, Schule, Sport u. Umwelt
Umwelt- u. Naturschutzamt -

Stadtentwicklung - FB Tiefbauamt
02.08.20219

7. I Berliner Feuerwehr 25.07.2019
9. l Deutsche Telekom Technik GmbH ohne Antwort

10. I Berliner Wasserbetriebe 10.07.2019
12. | Stromnetz Berlin GmbH 17.07.2019

14. | NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG | ohne Antwort
18. | VodafoneGmbH 09.07.2019

21. | COLT Technology Service GmbH ohne Antwort

23. I Tele Columbus Service & Technik GmbH 15.01.2020

25. I IT Dienstleistungszentrum Berlin, ITDZ 05.07.2019

26. I Vodafone Kabel Deutschland 09.07.2019
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Mit Schreiben derAnhörungsbehörde vom 05.07.2021 wurden die Erwiderungen der
Vorhabenträgerin zu den fristgemäß eingegangenen Einwendungen und Stellung-
nahmen an die beteiligten Behörden und Leitungsträger zur Stellungnahme über-
sandt. Zusätzlich wurden den nachfolgend aufgelisteten, von den Änderungen Be-
troffenen, die geänderten und ergänzenden Planunterlagen (Violettänderungen) ver-
bunden mit der Bitte um Zustimmung bzw. Stellungnahme übersandt:

Stelle Antwortschreiben vom

1. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Woh-
nen, GR B 1, koordinierend für die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, für die Senatsver-
waltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klima-
schütz als auch für die Oberste Denkmalschutzbehörde

18.08.2021+
28.08.2021

3. [ Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung - LfB | ohne Antwort
5. I Senatsverwaltung für Finanzen Berlin 13.07.2021
6. Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf

Abt. Jugend, Familie, Schule, Sport u. Umwelt
Umwelt- u. Naturschutzamt -

Stadtentwicklung - FB Tiefbauamt
ohne Antwort

7. I Berliner Feuerwehr 25.07.2021
8. Bundesanstalt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienst-

leistungen der Bundeswehr 09.07.2021

9. l Deutsche Telekom Technik GmbH ohne Antwort
10. I Berliner Wasserbetriebe 15.07.2021
11.1 Vattenfall Wärme Berlin AG 05.08.2021
12. l Stromnetz Berlin Gmbh 28.07.2021
13. I SOHertz Transmission GmbH 13.07.2021
14. | NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG | 22.07.2021
17. I 1&1 Versatel Deutschland GmbH 30.07.2021
18. | VodafoneGmbH 09.07.2019
19. | Degewo Technische Dienste GmbH 28.07.2021
21. | COLT Technology Service GmbH ohne Antwort
23. I Tele Columbus Service & Technik GmbH ohne Antwort
24. l Der Polizeipräsident in Berlin 06.07.2021
25. I IT Dienstleistungszentrum Berlin, ITDZ 14.07.2021
26. I Vodafone Kabel Deutschland 16.07.2021
27. I DBKommunikationstechnik Gmbhl 12.07.2021
29. [ GDMcom GmbH 13.07.2021
30. Berliner Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz e.V.

(BLN) ohne Antwort

35. I PLEDOC GmbH 15.07.2021

Die Stellungnahmen und fristgemäß eingegangenen Einwendungen wurden mit Schrei-
ben vom 11.10.2021 der Vorhabenträgerin zur Kenntnisnahme und mit der Bitte um Er-
widerung übergeben. Die Vorhabenträgerin erwiderte hierzu mit Schreiben vom
01.11.2021. Erneute Planänderungen in violett wurden durch die Vorhabenträgerin vor-
genommen. Nochmals beteiligt wurden die Oberste Naturschutzbehörde und die Stra-
ßenverkehrsplanung durch Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen,
GR. B 1, das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf (Umwelt- und Naturschutzamt &
Tiefbauamt), sowie der Leitungsträger Stromnetz Berlin (durch die Vorhabenträgerin).
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Stelle AntA/ortschreiben vom

1. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Woh-
nen, GR B 1, koordinierend für die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, für die Senatsver-
waltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klima-
schütz als auch für die Oberste Denkmalschutzbehörde

10.01.2022

6. Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf
Abt. Jugend, Familie, Schule, Sport u. Umwelt

Umwelt- u. Naturschutzamt -
Stadtentwicklung - FB Tiefbauamt

30.11.2021+
24.01.2022

12. l Stromnetz Berlin GmbH 15.12.2021

Die Stellungnahmen und fristgemäß eingegangenen Einwendungen wurden mit Schreiben
vom 24.01.2022 der Vorhabenträgerin zur Kenntnisnahme und mit der Bitte um Erwiderung
übergeben. Die Vorhabenträgerin erwiderte hierzu mit Schreiben vom 28.02.2022. Erneute
Planänderungen in magenta wurden durch die Vorhabenträgerin vorgenommen.

B III Rechtliche Würdigung

B 111.1 Verfahrensrecht

B III.1.1 Rechtsgrundlage
Gemäß § 28 Abs. 1 PBefG dürfen Betriebsanlagen für Straßenbahnen nur gebaut
werden, wenn der Plan vorher festgestellt worden ist. Bei der Planfeststellung sind
die von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten Belange einschließlich der
Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen.
Gemäß § 28 Abs. 1 PBefG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG kann anstelle eines Planfest-
stellungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn
1. Rechte Anderer nicht oder nicht wesentlich beeinträchtigt werden oder die Betroffe-
nen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen Rechts
schriftlich einverstanden erklärt haben,
2. mit den Trägem öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berührt wird, das Be-
nehmen hergestellt worden ist und
3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die
den Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 bis 7 VwVfG entsprechen
muss.

Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkungen der Planfeststellung; auf ihre Ertei-
lung finden die Vorschriften über das Planfeststellungsverfahren keine Anwendung.
§ 75 Abs. 4 VwVfG und die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen gelten
entsprechend.

B III.1.2 Zuständigkeit
Das Land Berlin, vertreten durch die Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbrau-
eher- und Klimaschutz -IV E 1 -ist gemäß §§ 29 Abs. 1,11 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1
PBefG i.V.m. mit Nr. 11 lit. d) der Anlage zum Allgemeinen Sicherheits- und Ord-
nungsgesetz (ZustKat Ord) die zuständige Anhörungs- und Planfeststellungsbe-
horde.

Das Verfahren wurde von der Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde unter Be-
achtung der relevanten Verfahrensvorschriften gemäß § 29 PBefG durchgeführt.
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B 111.1.3 Sonstige öffentliche Belange und private Betroffenheiten

Mit allen vom Vorhaben berühri:en Behörden und Trägern öffentlicher Belange ist das
Benehmen hergestellt worden. Soweit Bedenken vorgetragen wurden und nicht aus-
geräumt werden konnten, hat die Planfeststellungsbehörde nach Abwägung der un-
terschiedlichen Aspekte eine Entscheidung getroffen.

Rechte Dritter sind nicht betroffen. Sonstige Gründe, die der Durchführung des Pla-
nes entgegenstehen, sind nicht bekannt und nicht ersichtlich. Davon unberührt bleibt
der Bauvorbehalt (siehe A 11.0).

B 111.2 Umweltverträglichkeit

Gemäß §4Abs.2PBefG gelten als Straßenbahnen auch Untergrundbahnen, die
ausschließlich oder überwiegend der Beförderung von Personen im Orts- und Nach-
barschaftsbereich dienen und nicht Bergbahnen oder Seilbahnen sind. Mithin fällt die
Berliner U-Bahn unter den rechtlichen Status einer Straßenbahn nach PBefG, sodass
der Einbau eines Aufzuges in einen U-Bahnhof rechtlich als Änderung einer Betriebs-
anläge einer Straßenbahn zu beurteilen ist.

Aufgrund von § 3 Abs. 2 des Berliner Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG-Bln) in Verbindung mit §§ 5 Abs. 1 Nr. 3 und 9 Abs. 3 Nr. 2 Umweltver-
träglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 14.11 wurde für
die geplante Maßnahme eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls hinsichtlich einer
Umweltverträglichkeitsprüfung vorgenommen. Die Entscheidung wurde anhand der
Beschreibung des Projekts mit seinen Umweltauswirkungen getroffen.

Die Prüfung nach § 8 UVPG hat ergeben, dass sich in der unmittelbaren Nähe des
Vorhabens im Sinne von § 3 Abs. 5a des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Blm-
SchG) kein Betrieb oder Betriebsbereich befindet, der als benachbartes Schutzobjekt
im Sinne des § 3 Abs. 5d BlmSchG gilt. Insoweit ist davon auszugehen, dass kein
höheres Störfallrisiko zu erwarten ist.

Aus den vorgelegten Unterlagen ergab sich nach Prüfung, dass durch das Vorhaben
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

B 111.3 Materielles Recht

B 111.3.1 Planrechtfertigung

B 111.3.1.1 Allgemeine Rechtfertigung
Die Bahnsteige des U-Bahnhofes Ernst-Reüter-Platz ist derzeit für bestimmte Benut-
zer-gruppen (ältere Bürger, Fahrgäste mit Kinderwagen, Fahrrädern oder anderem
Gepäck) nur unter erschwerten Bedingungen, für viele allein reisende Personen mit
Mobilitätseinschränkungen überhaupt nicht erreichbar, § 8 Abs. 3 PBefG verpflichtete
daher der/die Aufgabenträger*in in Verbindung mit dem Nachverkehrsplan für eine
Barrierefreiheit im öffentlichen Personennahverkehrs zu sorgen. Der Einbau der in
Rede stehenden Aufzüge stellt daher eine erhebliche Verbesserung für den genann-
ten Personenkreis gemäß den "Leitlinien des Senats zum Ausbau Berlins als behin-
dertenge-rechte Stadt" und dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) dar, ver-
bessert gleichermaßen aber auch die Zugänglichkeit für nicht in ihrer Mobilität einge-
schränkte Fahrgäste.
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B 111.3.1.2 Variantenuntersuchung

Bestandssituation

Bei dem U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz handelt es sich um einen Bahnhof der U-
Bahnlinie U2, dieser erstreckt sich unter dem südlichen Bereich des Ernst-Reuter-
Platzes, der Teil der Ortsdurchfahrt der Bundesstraßen B2/B5 ist, sowie der südwest-
lichen Richtungsfahrbahn der Hardenbergstraße bis Höhe Schillerstraße. Der U-
Bahnhof Ernst-Reuter-Platz, weist eine mittige Gleislage auf, mit je einem separaten
Bahnsteig pro Fahrtrichtung. Der U-Bahnhof wurde im Jahr 1902 in Betrieb genom-
men und in den Jahren 1927/28 wurden die Bahnsteige auf 110 m verlängert. Im Zuge
der damaligen Umgestaltung des Ernst-Reuter-Platzes und der Verbreiterung der
Hardenbergstraße wurden die Ausgänge des U-Bahnhofes verändert. In Folge des-
sen wurden an die Bahnsteige Vorhallen angebaut, an die je zwei bzw. drei Ausgänge
angeschlossen wurden. Die alten ehemaligen Ausgänge wurden geschlossen. An
den heutigen Bahnsteigenden liegen die zurückgebauten Treppenanlagen, dort be-
finden sich Betriebsräume der BVG. In den Vorhallen befinden sich zusätzliche Ver-
kaufsräume. Die Bahnsteige und ihre mittig angeordneten Vorhallen sind niveau-
gleich. Eine entsprechende Unterführung verbindet die beiden dort befindlichen Vor-
hallen und die Bahnsteige miteinander. Der Ernst-Reuter-Platz sowie der dazugehö-
rige U-Bahnhof stehen unter Denkmalschutz (Denkmalnummer: 09096184). Das En-
semble der Platzanlage wird unter der Denkmalnummer 09020527 geführt. Die Mit-
telinsel wird als Gartendenkmal als „Stadtplatz mit Brunnenanlage" unter der Denk-
malnummer 09046324 auf der Denkmalliste geführt.

Variantenbetrachtung

Die Vorhabenträgerin plant den U-Bahnhof durch den Einbau von Aufzügen barriere-
frei zu erschließen. Die Lage des Aufzuges sollte möglichst zentral liegen, auf dem
Bahnsteig gut zu erkennen sein und möglichst direkt in das öffentliche Straßenland
führen. Im Straßenland sollte derAufzug den Verkehrsfluss möglichst nicht behindern
und sich gut an die Fußwege anbinden lassen, weiterhin sollte sich derAufzug gut in
das Stadtbild eingliedern. Für die Aufzüge wurden zunächst dreizehn Standorte un-
tersucht, dabei wurden neun Varianten für den Bahnsteig Gleis 1, Fahrtrichtung Ruh-
leben und vier Varianten für den Bahnsteig Gleis 2, Fahrtrichtung Pankow geprüft.
Aufgrund von Widersprüchen im Rahmen dieses Plangenehmigungsverfahrens zur
eingereichten Vorzugsvariante für den Bahnsteig Gleis 1, wurden weitere vier Vari-
anten am Standort V10 betrachtet. Hier wurde im Nachgang die Variante V10e er-
gänzt. Die Varianten werden alle als Direktverbindung zwischen den Bahnsteigen und
dem Straßenland geplant. Alle Aufzüge werden mit einer Standardkabine 1,40m x
2,10 angegeben. Im Folgenden werden zuerst die Varianten für das Gleis 1 (V2 a/b,
V3, VS a/b/c, V6, V7, V9, V1 Oa/b/c/d/e) betrachtet und anschließend die Varianten für
das Gleis 2 (Via, 1b,V4,V8).
Gleis 1 - Variante V2a (ursprüngliche Vorzugsvariante)
Der Aufzug V2a soll in der Vorhalle zum Gleis 1 errichtet werden und ist als Durchla-
der konzipiert. Durch seine zentrale Lage in der Vorhalle ist derAufzug leicht im Be-
reich der Bahnsteigebene aufzufinden. Der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca.
8 m. Im Bereich dieses Standortes ist ein ausreichend großer Aufstel l- und Wartebe-
reich vorhanden. Eine Grundwasserhaltung ist für den Bau dieser Variante nicht not-
wendig. Der notwendige Technikraum für den Aufzug lässt sich in einem der beste-
henden Betriebsräume unterbringen. Auf der Straßenebene mündet der Aufzug im
direkten Bereich der Grünfläche des Mittelinselstreifens unmittelbar nördlich der Fuß-
gängerquerung der Hardenbergstraße im Einmündungsbereich zum Ernst-Reuter-
Platz. Um eine Zuwegung zum Aufzug zu erhalten, müssen ca. 50 m2 Grünfläche
zurückgebaut werden. Bei dieser Variante ist mit geringen Sichteinschränkungen im
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Straßenraum zu rechnen. Für die Nutzung dieser Variante auf der Straßenebene ist
die Querung eines Radweges notwendig. Für den Einbau des Aufzuges muss eine
Trinkwasserleitung der BWB umverlegt werden, darüber hinaus sind Stromleitungen
betroffen. Die Variante V2a ist technisch realisierbar und ist die ursprüngliche Vor-
zugsvariante für den Einbau eines Aufzugs am Gleis 1. Gegen diesen Standort würde
im Rahmen des Plangenehmigungsverfahrens Widerspruch eingelegt.
Gleis 1 - Variante V2b
Der Aufzug V2b ist an derselben Stelle wie der Aufzug in der Variante V2a verortet,
wird jedoch um 90 Grad gedreht angeordnet. Durch seine zentrale Lage in der Vor-
halle ist der der Aufzug leicht auf der Bahnsteigebene zu finden. Der Abstand zur
Bahnsteigmitte beträgt ca. 8 m. Durch die Drehung bei dieser Variante liegt derAuf-
stell- und Wartebereich jedoch ungünstig im direkten Verkehrsweg der Fahrgäste zu
den Treppenaufgängen. Eine Grundwasserhaltung ist bei dieser Variante nicht not-
wendig. Der Technikraum kann in einem der bestehenden Betriebsräume unterge-
bracht werden. Auf der Straßenebene mündet der Aufzug dieser Variante direkt auf
der Grünfläche des Mittelstreifens unmittelbar nördlich der Fußgängerquerung der
Hardenbergstraße im Einmündungsbereich zum Ernst-Reuter-Platz. Durch die von
SenUMVK geplante gegenläufige (d.h. gegen den Uhrzeigersinn) Radwegeführung
um den gesamten Ernst-Reuter-Platz, befindet sich derAufstell- und Wartebereich an
der der Fußgängerquerung abgewandten Seite. Um eine Zuwegung zum Aufzug zu
erhalten, müssen ca. 55 m2zurückgebaut werden. Bei dieser Variante ist mit geringen
Sichteinschränkungen im Straßenverkehr zu rechnen. Für den Einbau desAufzuges
muss eine Trinkwasserleitung der BWB umverlegt werden, Stromleitungen sind dar-
über hinaus ebenfalls betroffen. Der Standort V2b ist technisch realisierbar.

Gleis 1 - Variante V3:
Der Aufzug in der Variante 3 wird ebenfalls in der Vorhalle zum Gleis 1 errichtet und
befindet sich direkt vor dem Zugangstunnel zum Ausgang 1/1 sowie im Bereich des
vermieteten Backshops. Diese Variante kann nur durch die Schließung des Ausgangs
1/1 und den Neubau des selbigen am Bahnsteigende realisiert werden. Der Abstand
zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 14 m. Im Bereich dieses Standortes ist ein ausreichend
großer Aufstell- und Wartebereich vorhanden. Die Fläche vor dem bestehenden
Backshop wird eingeschränkt. Auf eine Grundwasserhaltung kann für den Bau dieses
Aufzuges verzichtet werden. Im Zuge der Schließung des Ausgangs 1/1 lassen sich
im verbleibenden Verbindungsgang neue Betriebsräume schaffen, in denen der
Technikraum untergebracht werden kann. Auf der Straßenebene mündet derAufzug
direkt auf der Grünfläche des Mittelstreifens nördlich der Fußgängerquerung der
Hardenbergstraße im Einmündungsbereich zum Ernst-Reuter-Platz. Um eine Zuwe-
gung zum Aufzug zu erhalten, müssen ca. 50 m2 Grünfläche zurückgebaut werden.
Für die Nutzung des Aufzuges ist eine Querung des Radweges notwendig. Für den
Einbau des Aufzuges müssen Stromleitungen umverlegt werden. Aufgrund des
Räuchschutznachweisesvom 08.03.2018, durch die erhöhten Anforderungen aus der
BOStrab zur Entfluchtung berücksichtigt werden mussten, kann derAusgang 1/1 nicht
geschlossen werden und muss erhalten bleiben. Somit ist die Variante V3 technisch
zwar realisierbar, jedoch wegen der erforderlichen Erhaltung des Ausgangs nicht um-
setzbar.

Gleis 1 - Variante V5a
Der Aufzug V5a wird in dieser Variante als Durchlader konzipiert und von außen an
den Zugangstunnel zum Ausgang 11/1 angebaut. Da sich der Aufzug am Ende des
langen Zugangstunnels befindet, ist er von der Bahnsteigebene aus schwer aufzufin-
den. Der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt hier ca. 58 m. Der Aufstell- und War-
tebereich für den Aufzug befindet sich ungünstig im direkten Verkehrsweg der Fahr-
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gaste zum Treppenaufgang; Dadurch ist die Haupterschließungsrichtung zum Ge-
lande der TU-Berlin eingeschränkt. Der Aufzug wird von außen an das Bauwerk an-
gebaut und somit erfolgt die Gründung im Grundwasserbereich. Neben dem Aufzugs-
schacht muss ein Technikraum errichtet werden, da in der Nähe dieses Standortes
keine Betriebsräume zur Verfügung stehen. Auf der Straßenebene mündet derAuf-
zug im Gehwegbereich, direkt neben dem Radweg der sich im nordöstlichen Bereich
des Ernst-Reuter-Platzes zwischen der Hardenbergstraße und der Straße des 17.
Juni befindet. Dort müssen die vorhandenen Pflanzkästen versetzt werden. Da sich
der Aufzug in dieser Variante im Schatten des Durchganges unter dem Gebäude für
Bergbau und Hüttenwesen der TU-Berlin befindet, ist dieser im Straßenraum nur ein-
geschränkt auffindbar. Für den Bau desAufzugs dieser Variante sind Leitungsumver-
legungen notwendig. Die Variante V5a ist aus statischer Sicht technisch nicht um-
setzbar, da sich der Aufzugseinbau im Lasttragbereich des Gebäudes für Bergbau
und Hüttenwesen derTU-Berlin, sowie im Lasttragbereich des Vordachs selbigen be-
findet.

Gleis 1 - Variante V5b
Der Aufzug in dieser Variante wird ebenfalls von außen an den Zugangstunnel des
Ausgangs 11/1 angebaut. Es wird ein Technikraum benötigt und die Gründung im
Grundwasserbereich ist auch hier notwendig. DerAufstell- und Wartebereich befindet
sich im direkten Verkehrsweg der Fahrgäste. Der Haupterschließungsweg zur TU-
Berlin wird eingeschränkt. Der Aufzug ist von der Bahnsteigebene aus schwer aufzu-
finden und der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt 66 m. DerAufzug dieser Variante
befindet sich im Lasttragbereich des Gebäudes für Bergbau und Hüttenwesen der
TU-Berlin, was einen erhöhten Aufwand zur Baugrubensicherung zur Folge hat. Auf
der Straßenebene mündet der Aufzug mittig im Gehwegbereich im nordöstliche Be-
reich des Ernst-Reuter-Platzes zwischen der Hardenbergstraße und der Straße des
17. Juni und somit in der Fußgängerführung des Platzes. Die vorhandenen Pflanz-
kästen müssen versetzte werden. Da sich der Aufzug im Schatten des Gebäudes für
Bergbau und Hüttenwesen der TU Berlin befindet, ist selbiger im Straßenbereich nicht
uneingeschränkt aufzufinden. Leitungsumverlegungen sind für den Bau dieser Vari-
ante notwendig. Technisch ist der Bau dieses Aufzugs realisierbar.

Gleis 1 -Variante V5c
Der Aufzug in dieser Variante wird ähnlich wie in den beiden vorhergehenden Vari-
ante im Zugangstunnel zum Ausgang 11/1 errichtet, jedoch an der gegenüberliegen-
den Tunnelwand angesetzt. Ein Technikraum wird benötigt und die Gründung im
Grundwasserbereich ist notwendig. Der Aufstell- und Wartebereich befindet sich im
direkten Verkehrsweg der Fahrgäste. Die Haupterschließung zur Universität TU-Ber-
lin wird eingeschränkt. Der Aufzug ist auf Bahnsteigebene schwer aufzufinden und
der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 66 m. Auf der Straßenebene mündet der
Aufzug zum einen im Gehwegbereich und zum anderen auf dem Radweg im nordöst-
lichen Bereich des Ernst-Reuter-Platzes. Für den Bau dieser Variante ist der Umbau
des vorhandenen Straßenraums notwendig. Damit der Radweg um den Aufzug her-
umgeführt werden kann, wäre eine Gehwegvorstreckung im Bereich des Parkstrei-
fens erforderlich, was dazu führt, dass 3 Parkplätze dauerhaft entfallen würden. Die
vorhandenen Pflanzkästen und mehrere Fahrradständer müssten versetzt werden.
Für den Einbau desAufzuges sind eine Vielzahl an Leitungsumverlegungen notwen-
dig. Diese Variante ist technisch realisierbar.

Gleis 1 - Variante V6
Dieser Aufzug wird von außen an den Zugangstunnel zum Ausgang 1/1 angebaut. Da
sich derAufzug in dieser Variante im Bereich des Zugangstunnels befindet, ist dieser
nur schwer auffindbar. Der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 45 m. DerAufstell-
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und Wartebereich liegt ungünstig im direkten Bereich des Verkehrsweges der Fahr-
gaste zur Treppe. Die Gründung im Grundwasserbereich ist für den Bau des Aufzugs
notwendig. Ein Technikraum ist ebenfalls notwendig, es stehen keine Betriebsräume
im unmittelbaren Bereich zur Verfügung. Auf der Straßenebene mündet der Aufzug
gut sichtbar und mittig auf dem Gehweg der Hardenbergstraße im Bereich zum Uber-
gang des nordöstlichen Ernst-Reuter-Platz. DerAufzug beeinträchtigt hier jedoch den
Fußgängerverkehr von der Bushaltestelle in Richtung derTU-Berlin. Für den Bau des
Aufzugs müssen eine Vielzahl an Leitungen umverlegt werden. Die Variante ist tech-
nisch realisierbar. Diese Variante kann nur realisiert werden, wenn der Ausgang 1/1
im Rahmen des separaten Plangenehmigungsverfahrens zur Schaffung von zusätz-
lichen Treppenanlagen erhalten bleibt.

Gleis 1 - Variante V7
Dieser Aufzug wird seitlich am Zugangstunnel, inklusive eines Technikraums errich-
tet. Die Variante V7 wurde unter der Berücksichtigung geplant, dass der Treppenzu-
gang Ausgang 1/1 neu gebaut wird, welche in einem separaten Plangenehmigungs-
verfahren behandelt wird. Ein zusätzlicher Aufstell- und Wartebereich außerhalb des
Verkehrsweges der Fahrgäste ist aufgrund der beengten Platzverhältnisse nicht rea-
lisierbar. Die Lage des Aufzugs ist im Bahnsteigbereich schwer aufzufinden und der
Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 91 m. Auf der Straßenebene mündet derAuf-
zug gut sichtbar im Gehwegbereich der Hardenbergstraße, kurz vor der Einmündung
zum Ernst-Reuter-Platz. Eine Gründung im Grundwasserbereich ist notwendig. Es
sind umfangreiche Leitungsumverlegungen notwendig. Auf der Grundlage des
Rauchschutznachweises vom 08.03.2018, bei den erhöhten Anforderungen der
BOStrab zur Entfluchtung berücksichtigt wurden, ist es notwendig, den vorhandenen
Ausgang 1/1 zu erhalten. Ein Neubau einer Treppenanlage 1/1 kann nicht erfolgen und
der Aufzug der Variante V7 kann somit nicht realisiert werden.

Gleis 1 - Variante V9
Dieser Aufzug ist als Durchladen konzipiert und wird von außen an das Bahnhofsbau-
werk angebaut. Er befindet sich an der Außenwand des Bahnsteigs Gleis 1, etwa
mittig zwischen der Vorhalle und dem südöstlich gelegenen Bahnsteigende. Durch
den Anbau von außen ist dieser auf der Bahnsteigebene eingeschränkt auffindbar.
Der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 35 m. Da der Bahnsteig an dieser Stelle
nur eine Breite von ca. 3 m misst, werden die Fahrgäste durch den Aufstell- und War-
tebereich eingeschränkt. Ein notwendiger Technikraum muss entweder neu errichtet
werden oder ein angrenzender Technikraum muss aufwändig umverlegt werden. Eine
Gründung im Grundwasserbereich ist notwendig. Auf der Straßenebene mündet der
Aufzug gut sichtbar auf der Grünfläche des Mittelstreifens der Hardenbergstraße. Für
die Zuwegung zum Aufzug zur Fußgängerfurt müssen ca. 70 m2 Grünfläche neu ver-
siegelt und Verkehrsschutzgitter müssen errichtet werden. Für den Bau des Aufzugs
muss eine Trinkwasserleitung bauzeitlich gesichert werden. Die Variante V9 ist tech-
nisch realisierbar.

Gleis 1 - Variante V10a
Der Aufzug V10a wurde als Abwandlung zur Variante V9 geplant. Neben dem Auf-
zugsschacht wird ein Technikraum als Neubau an das Bahnhofsbauwerk errichtet.
Der gemeinsame Vorraum kann gleichfalls als Aufstell- und Wartebereich genutzt
werden, wodurch es zu keinerlei Einschränkungen für die Fahrgäste kommt. DerAuf-
zug ist jedoch auf der Bahnsteigebene eingeschränkt aufzufinden und der Wartebe-
reich ist wenig einsehbar. Der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 42 m. Die
Größe der Wandöffnung im Bestandbauwerk stellt ein statisches Problem dar. Eine
Gründung im Grundwasserbereich ist notwendig. Auf der Straßenebene mündet der
Aufzug gut sichtbar auf der Grünfläche des Mittelstreifens der Hardenbergstraße.
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Durch die Drehung des Aufzugs um 90 Grad gegenüber Variante V9 gegen den Uhr-
zeigersinn, verkürzt sich die Zuwegung zur Fußgängerfurt auf ca. 15,60 m im Ver-
gleich zur Variante 9. Dieneue Versiegelung der Grünfläche reduziert sich demnach
auf ca. 65 m2. Für den Bau des Aufzugs muss eine Trinkwasserleitung umverlegt
werden. Als problematisch anzusehen, ist die Nähe zum Dükerbauwerk der BWB (un-
ter 1 m). Die Variante V10a ist aus statischen Gründen und aufgrund der Nähe zum
Dükerbauwerk technisch nicht umsetzbar.

Gleis 1 - Variante V1 Ob
Beim Aufzug V10b wird der Technikraum und derAufzug an das Bahnhofsbauwerk
von außen angebaut. Gegenüber der Variante V10a ist der Aufzug dieser Variante
um 90 Grad im Uhrzeigersinn gedreht und befindet sich näher an der Vorhalle von
Gleis 1. Der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 25 m. Auf dem Bahnsteig Gleis
1 kommt es durch den Aufzugseinbau zu keiner Beeinträchtigung, da ein gut einseh-
barer Aufstell- und Wartebereich entsteht - durch eine 5 m große Öffnung in der Be-
standswand. Aufgrund der Bauweise des Bestandsgebäudes ist die Größe derWand-
Öffnung statisch nicht nachweisbar, d.h. nicht tragfähig. Auf der Straßenebene mün-
det der Aufzug gut sichtbar auf der Grünfläche des Mittelstreifens auf der hlarden-
bergstraße. DerAufzug wird über eine 7 m lange Zuwegung zur Fußgängerfurt ange-
schlössen. Eine Querung des Radweges erfolgt hier nicht; es werden beidseitig Ver-
kehrsschutzgitter errichtet. Es werden insgesamt ca. 40 m2 Grünfläche versiegelt.
Eine Gründung im Grundwasserbereich ist notwendig. Für den Einbau muss eine
Trinkwasserleitung der BWB bauzeitlich gesichert werden. Die Variante V10b ist aus
statischen Gründen technisch nicht zu realisieren.

Gleis 1 - Variante V10c
Bei dieser Variante wird derAufzugsschacht,derTechnikraum und derAufstell- und
Wartebereich als separates Bauwerk hinter der Außenwand errichtet, Grund dafür
sind die statischen Rahmenbedingungen. Es wird ein Zugang zwischen dem Bahn-
steig und dem Aufzugsbauwerk entstehen, dieser wird mittels eines minimalen Wand-
durchbruchs von 1 m hergestellt. Die Ausführung dieser Variante entspricht in etwa
der Variante V10a. Der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 28 m. Durch die
schmale Durchgangsöffnung entsteht ein Raum, der schlecht einsehbar ist und das
Sicherheitsgefühl minimiert. Auf der Straßenebene mündet der Aufzug in einem sehr
geringen Abstand zur Fußgängerfurt auf der Grünfläche der Mittelinsel auf der
Hardenbergstraße. Zu einer Querung des Radweges kommt es hierbei nicht. Es müs-
sen ungefähr 20 m2 Fläche versiegelt werden. Eine Gründung im Grundwasserbe-
reich ist notwendig. Für den Einbau des Aufzugs muss eine Trinkwasserleitung der
BWB verlegt werden. Die Variante V1 Oc ist technisch realisierbar.

Gleis 1 -Variante V10d (Vorzugsvariante Gleis 1)
Der Aufzug der Variante V10d stellt eine Weiterentwicklung der Variante V10c dar.
Um das Sicherheitsgefühl des Wartebereichs zu erhöhen, wird in dieser Variante eine
zweite Wandöffnung hergestellt. Die beiden geschaffenen Zugänge weisen einen
ausreichenden Abstand zueinander auf, so das keine negativen Auswirkungen auf
das statische System zu besorgen sind. Um eine Kollision mit dem vorhandenen Dü-
kerbauwerk der BWB zu vermeiden, wird die äußere Längswand des Vorraums ab-
geknickt, so dass diese dann parallel zum Dükerbauwerk verläuft. Darüber hinaus
wird derAufzug um ca. 1,15 m in Richtung der Vorhalle verschoben. Der Abstand zur
Bahnsteigmitte beträgt ca. 27 m. Eine Gründung im Grundwasserbereich ist notwen-
dig. Auf der Straßenebene reduziert sich der Abstand gegenüber der Variante V10c
auf ca. 1,65m. Der Wartebereich weist somit einen ausreichenden Abstand zum Fuß-
gängerverkehr auf. Die Versiegelungsfläche beträgt ca. 16,5 m2. Für den Einbau des
Aufzugs muss eine Trinkwasserleitung der BWB verlegt werden. Die Variante V10d

Fassungs- und Fundstellennachweis der in der Genehmigung genannten Gesetze und Verordnungen siehe Anhang Seite 30 von 52



Plangenehmigung für den Einbau von Aufzügen im U-BahnhofErnst-Reuter-Platz
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

ist technisch realisierbar. Aufgrund der Kollision mit der geplanten Linksabbiegespur
der Radwegeplanung wurde noch Variante V10 e entwickelt.

Gleis 1 - Variante V10e
Der Aufzug der Variante V1 Qe wird an der gleichen Stelle errichtet, wie der Aufzug in
der Variante V10d. Auf der Straßenebene wird die Einhausung des Aufzugs jedoch
um 180° gedreht. DerAufstell- und Wartebereich befindet sich somit auf der der Fuß-
gängerfuhrt abgewandten Seite. Das ermöglicht die Umsetzung der Radwegeplanung
der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz, die eine
Linksabbiegespur parallel zur Fußgängerfuhrt vorsieht. Auf der Bahnsteigebene gibt
es keine Veränderungen gegenüber der Variante V10d. Durch die Drehung der Ein-
hausung auf der Straßenebene und die Verlegung des Zugangs, kann derAufzug in
dieser Variante nicht als Durchlader ausgeführt werden. Die Fahrgäste müssen hier
um den Aufzug herumgeführt werden, damit die Fußgängerfuhrt der Hardenberg-
Straße erreicht werden kann. DerAufstell- und Wartebereich vergrößert sich dadurch.
Zur Linksabbiegespur der Radwegeplanung besteht eine gute Sichtbeziehung. Die
Versiegelungsfläche auf der Grünfläche des Mittelstreifens vergrößert sich bei der
Variante V10e auf ca. 44,0 m2. Für den Einbau des Aufzugs muss eine Trinkwasser-
leitung der BWB umverlegt werden. Der Abstand zum bestehenden Dükerbauwerk
der BWB beträgt im Bauzustand an der ungünstigsten Stelle ca. 1,15m (im Endzu-
stand ca. 1,95 m). Eine Gründung im Grundwasserbereich ist notwendig. DerStand-
ort V10e ist technisch umsetzbar und ermöglicht die Radwegeplanung der Senats-
Verwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz. Diese Variante stellt
die neue Vorzugsvariante für den Bau einer Aufzugsanlage im U-Bahnhof Ernst-Reu-
ter-Platz für das Gleis 1 dar.

Gleis 2 -Variante Via (Vorzugsvariante Gleis 2)
Der Aufzug wird in dieser Variante in der Vorhalle zum Gleis 2, direkt neben dem
Zugangstunnel der zum Ausgang 1/2 führt, errichtet. Die direkte Lage des Aufzugs in
der Vorhalle bietet eine gute Sichtbarkeit auf der Bahnsteigebene. Der Abstand zur
Bahnsteigmitte beträgt ca. 17 m. DerAufstell- und Wartebereich vor dem Aufzug fällt
leicht in die Wegeführung zum Ausgang 1/2. Diese Beeinträchtigung wird jedoch re-
duziert, da die nachträglich erbauten Betriebsräume an dieser Stelle der Vorhalle zu-
rückgebaut werden. Für den Bau desAufzugs muss der vorhandene Hausanschluss-
räum Elektro verlegt werden, sowie ein Pumpenraum verkleinert werden muss. Der
Backshop der sich neben dem Aufzugsstandort befindet muss entmietet werden, so
entsteht der notwendige Platz für einen Aufzugs-Technikraum, sowie für den neuen
Hausanschlussraum. Für den Bau desAufzugs ist der statische Aufwand erhöht. Eine
Grundwasserhaltung ist nicht notwendig. Auf der Straßenebene mündet der Aufzug
gut sichtbar auf dem südöstlichen Teil des Ernst-Reuter-Platzes, zwischen der
Hardenbergstraße und der Bismarckstraße. Der Standort bietet dort genügend Platz
für eine Wegeführung an dem geplanten Aufzug vorbei. Um eine direkte Wegebezie-
hung zur Fußgängerfuhrt an der Hardenbergstraße zu gewährleisten, kann der Auf-
zug in dieser Variante nicht als Durchlader errichtet werden. Für die Realisierung des
Aufzugs sind nur geringfügige Gehweganpassungen erforderlich, jedoch müssen die
vorhandenen Pflanzkästen versetzt werden. Es müssen Leitungen umverlegt werden,
es handelt sich um Telekommunikationsleitungen, sowie um eine 110 kV-Trasse. Ein
Mischwasser Ei-Kanal muss gesichert werden. Die Variante V1a ist technisch reali-
sierbar und stellt die Vorzugsvariante für das Gleis 2 dar.

Gleis 2-Variante Vlb
DerAufzug in dieser Variante wird als Durchlader von außen an die Vorhalle zum
Gleis 2 angebaut. Durch diese Lage an der Vorhalle ist der Aufzug auf der Bahnsteig-
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ebene gut erreichbar. Der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 20 m. Für eine Zu-
wegung und die notwendige Aufstell- und Wartefläche muss der vorhandene Pum-
penraum verkleinert werden, sowie ein Hausanschlussraum umverlegt werden. Dar-
über hinaus muss eine Aufzugs-Technikraum errichtet werden. Auch bei dieser Vari-
ante entfällt dann der Backshop. Eine Gründung im Grundwasserbereich ist notwen-
dig. Vergleichbar mit dem Aufzug V1a mündet derAufzug auf der Straßenebene gut
sichtbar auf dem südöstlichen Bereich des Ernst-Reuter- Platzes, zwischen der
Hardenbergstraße und der Bismarckstraße. Eine Umgestaltung des Straßenraumes
ist für den Bau des Aufzugs nicht notwendig. Die vorhandenen Pflanzkästen müssen
versetzt werden. Um die Variante Vlb realisieren zu können, sind umfangreiche Lei-
tungsumverlegungen notwendig. Ein Mischwasser Ei-Kanal der BWB, sowie eine 1 01
kV-Trasse müssen umverlegt werden. Die Variante Vlb ist technisch umsetzbar, je-
doch mit einem großen Aufwand für Leitungsumverlegungen.

Gleis 2 - Variante V4
Der Aufzug in der Variante V4 wird an der westlichen Außenwand der Vorhalle zum
Gleis 2 im Bereich des bestehenden Backshops errichtet, welcher auf Grund dessen
entmietet werden muss. Für einen notwendigen Aufzugs-Technikraum bietet der an-
grenzende Technikraum ausreichend Platz. Der Aufzug liegt zentral auf der Bahn-
steigebene und der Abstand zur Bahnsteigmitte beträgt ca. 18 m. Auf der Bahnsteig-
ebene sind die Wegebeziehungen beeinträchtigt, da der Aufstell- und Wartebereich
vor dem Aufzug im Verkehrsweg der Fahrgäste zum Ausgang 11/2, sowie zur Unter-
führung zum Gleis 1 liegt. Für den Einbau des Aufzugs der Variante V4 muss mit
demselben großen statischen Aufwand wie für die Variante V1 a gerechnet werden.
Der Aufzug mündet auf der Straßenebene zentral auf dem südöstlichen Bereich des
Ernst-Reuter-Platzes, zwischen der Hardenbergstraße und der Bismarckstraße.

Gleis 2-Variante V8
Der Aufzug der Variante V8 wurde unter der Berücksichtigung betrachtet, dass die
geplante Reaktivierung bzw. ein Neubau des Treppenzugangs Ausgang 111/2 am süd-
östlichen Bahnsteigende des Gleises 2 realisiert wird. Der Aufzug wird von außen
angebaut und wird im Grundwasserbereich gegründet. Der Standort befindet sich in-
nerhalb einer Wegebeziehung zum geplanten Ausgang. Der Abstand zur Bahnsteig-
mitte beträgt ca. 77 m. Um den Standort zu realisieren, müssen vorhandene Betriebs-
räume um - bzw. ausgebaut werden und ein Aufzugs-Technikraum muss errichtet
werden. Auf der Straßenebene mündet der Aufzug auf der Fahrbahn der Schiller-
straße im Einmündungsbereich zur Hardenbergstraße. Um den benötigten Platzbe-
darf für den Aufzug auf der Straßenebene zu erhalten, muss der Einmündungsbereich
der Schillerstraße welche in die Hardenbergstraße führt, vollständig angepasst wer-
den. Im Abbiegebereich von der Schillerstraße auf die Hardenbergstraße stellt die
Errichtung der Variante V8 eine Sichtbeeinträchtigung dar. Im Bereich des Standortes
befinden sich eine Vielzahl an Leitungen, unter anderem ein Mischwasser Ei-Kanal
der BWB und eine Fernwärmetrasse von Vattenfall. Beide Leitungen müssten auf-
wändig umverlegt und gesichert werden. Die Variante V8 ist technisch realisierbar,
jedoch mit einem enormen baulichen Aufwand für die Leitungsumverlegungen und
den Straßenumbau verbunden.

Vorzugsvariante
Nach Abwägung der Vor- und Nachteile wählt die Vorhabenträgerin die Vari-
ante V10d für Gleis 1 und die Variante V1 a für Gleis 2 als Vorzugsvarianten. Die bei-
den Varianten weisen eine zentrale Lage und dadurch eine guteAuffindbarkeit im
Straßenland auf. Auf Bahnebene befindet sich Variante V1a zentral in der Vorhalle
und stellt somit eine gute Auffindbarkeit dar. Variante V10d wird in einem zusätzlich
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geschaffenen Raum errichtet. Die Gehwege im Straßenland werden nicht beeinträch-
tigt und es kommt zu keinen Beeinträchtigungen auf Verkehrswegen der Fahrgäste.
Die baulichen Anpassungen im Straßenland sind mit einem geringen Aufwand reali-
sierbar. Leitungsumverlegungen sind notwendig, aber für den barrierefreien Ausbau
des U-Bahnhofes nicht zu umgehen (Verweis auf A II. 0). Bei beiden Varianten sind
ein innenliegender Einbau, der Erhalt der Bodenplatte und eine unterseitige Abdich-
tung realisierbar. Eingriffe in das Grundwasser sind teilweise notwendig.

B 111.3.1.3 Beurteilung der Planfeststellungsbehörde
Insgesamt schließt sich die Planfeststellungsbehörde nach eigener Prüfung der vor-
gelegten Planung an. Die verkehrliche Begründung der Vorhabenträgerin ist nach-
vollziehbar und überzeugend.

Zurecht hat sich die Vorhabenträgerin für die Variante V10d für das Gleis 1 und die Vari-
ante Via für das Gleis 2 als Vorzugsvariante entschieden. Die Varianten weisen eine
zentrale Lage und dadurch eine gute Auffindbarkeit im Straßenland auf. Die Gehwegbe-
reiche im Straßenland werden nicht beeinträchtigt. Die baulichen Anpassungen im Stra-
ßenland selber sind mit einem geringen Aufwand zu erwarten. Im Bahnsteigsbereich
weisen die Varianten eine entsprechende Auffindbarkeit auf. Die Verkehrswege der Fuß-
ganger wird im Bahnhofsbereich nicht beeinträchtigt. Die beiden Aufzüge können als di-
rekte Verbindung zum Straßenland realisiert werden. Eingriffe in das Grundwasser sind
nur für den Bau der Variante V10d notwendig.
Für die Genehmigung des Hausanschlussraumes ist keine planrechtliehe Befassung
notwendig (Variante V1a).

Die Varianten V2a, V2b, V3, V5a, V5b, V5c, V6, V7, V9, V1 Oa, V1 Ob, V1 Oc und V1 Oe
für das Gleis 1 haben sich während des Verfahrens aus unterschiedlichen Gründen
als ungünstig erwiesen und sind daher nicht als Vorzugsvariante weiterverfolgt wor-
den.

Die Varianten Vlb, V4 und V8 für das Gleis 2 sind aus Gründen der Leitungsumver-
legungen, sowie einem erhöhten baulichen Aufwand nicht weiterverfolgt worden.

B 111.3.2 Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen und deren Bewertung
Von dem Vorhaben sind die Schutzgüter Mensch/menschliche Gesundheit, pflanzen,
Boden, Fläche, Wasser und kulturelles Erbe/sonstige Sachgüter nach § 2 Abs. 1 Nr.
1-4UVPG betroffen.

Das Schutzgut Mensch kann vorübergehend baubedingt Lärm-, Staub- und Ab-
gasimmissionen ausgesetzt sein. Unzumutbare Lärmbeeinträchtigungen durch die
Sauarbeiten werden jedoch durch die Einhaltung der AW Baulärm ausgeschlossen.
Dauerhaft werden für den Bau des Aufzugs der Variante V1 Öd ca. 16,5 m2 Grünfläche
auf der Mittelinsel der Hardenbergstraße versiegelt. Die Errichtung des Aufzugs der
Variante V1a erfolgt ausschließlich auf der bereits versiegelten Gehwegfläche des
Ernst-Reuter-Platzes, dafür wird keine Fläche zusätzlich versiegelt.

Baubedingt werden für beide Aufzüge ca. 860 m3 (Aufzug Gleis 1, V1 Öd - ca. 730 m3
und Aufzug Gleis 2, V1a - ca. 130 m3) Boden für die Baugrube ausgehoben. Die
Bauarbeiten werden im Grundwasserbereich ausgeführt. Die Gründung der Unter-
fahrt des Aufzugsschachtes liegt bei ca. 68 cm. Bei einem Bemessungswasserstand
BMW von ca. 30,75 wird das Bauwerk somit teilweise im Grundwasserbereich errich-
tet.

Der Ernst-Reuter-Platz, sowie der U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz stehen unter Denk-
malschutz. Das Ensemble der Platzanlage wird unter den Denkmalnummer
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09020527 geführt. Die Mittelinsel wird als ein Gartendenkmal als „Stadtplatz mit Brun-
nenanlage" unter der Denkmalnummer 09046324 geführt. Der U-Bahnhof Ernst-Reu-
ter-Platz wird als Baudenkmal unter der Denkmalnummer 09096184 geführt, selbiger
ist Bestandteil des Ensembles der Stammstrecke der Hoch- und Untergrundbahn mit
der Denkmalnummer 09040456. Das Vorhaben berührt Belange des Denkmalschut-
zes und der Denkmalpflege, jedoch sind diese Beeinträchtigungen für das Schutzgut
kulturelles Erbe/sonstige Sachgüter (Kulturgüter) nicht hinreichend gravierend, als
dass sie eine UVP-Pflicht auslösen würden. Durch Auflagen werden die Beeinträch-
tigungen auf das notwendigste beschränkt.

Die Errichtung des Aufzuges der Variante V1 a erfolgt im Bereich einer bereits versie-
gelten Fläche. Die vorhandenen Pflanzkästen im Straßenraum müssen jedoch für den
Bau dieser Variante versetzt werden. Anderweitige Vegetation wird durch das Vorha-
ben nicht beeinträchtigt.

Eine Umgestaltung des Straßenraumes findet für den Bau des Aufzugs nicht statt.
Für die Realisierung des Standortes sind nur geringfügige Anpassungen des Geh-
wegbelags erforderlich.

Die Prüfung der Unterlagen hat ergeben, dass durch das Vorhaben keine erheblichen
Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Lediglich bauzeitlich ist mit Beeinträchtigun-
gen zu rechnen. Durch die Regelungen aus den Nebenbestimmungen A 11.1 -Allge-
meine Auflagen, A 11.2 -Inanspruchnahme von Grundstücken, A 11.6 - Denkmalschutz
und A 11.7 - Lärmemissionen werden diese soweit als möglich vermieden.

B IV Festsetzungen und Nebenbestimmungen
B IV.O Bauvorbehalt

Dieser Bauvorbehalt wurde erforderlich, da Stromnetz Berlin den Standort: des Auf-
zugs Variante V1 a nur unter der Bedingung zugestimmt hat, dass für die erforderliche
Kabelregulierung der 110-kV-Kabel nebst dazugehöriger Begleitkabel eine Ersatz-
trasse gefunden wird; die notwendigen Baugruben und der Kabelgraben, sowie die
eventuellen Auswirkungen auf andere Leitungen sind dabei zu berücksichtigen.

B IV.1 Allgemeines
Zu der Nebenbestimmung A 11.1
Mit der beauflagten Informationspflicht soll den betroffenen Anliegern ermöglicht wer-
den, sich frühzeitig auf mögliche Einschränkungen vorzubereiten. Weiterhin soll mit
der Festsetzung erreicht werden, dass die Ver- und Entsorgung der durch das Vor-
haben betroffenen Anwohner und Gewerbe sichergestellt ist und die gesetzlichen
Grenzwerte der Emissionen eingehalten bzw. auf das Notwendigste beschränkt wer-
den.

Soweit mit dieser Genehmigung angeordnet ist die Einhaltung der verfügten Neben-
bestimmungen und Auflagen von derVorhabenträgerin zu dokumentieren und zu den
festgelegten Zeitpunkten oder darüber hinaus auf einfaches Verlangen der Planfest-
stellungsbehörde vorzulegen, damit die Vollzugskontrolle gewährleistet werden kann.

B IV.2 Brandschutz
zur Nebenbestimmunc) A 11.2 Brandschutz
Zur Vorbereitung der Einsatzkräfte der Berliner Feuerwehr für einen möglichen Brandfall
ist sicherzustellen, dass der Berliner Feuerwehr im Voraus ausreichend Kenntnisse über
die räumliche Situation des U-Bahnhofs zur Verfügung stehen. Daher wird derVorhaben-
trägerin auferlegt, die unterA 11.2 aufgeführten Auflagen einzuhalten und nachzuweisen.
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B IV.3 Lärmschutz
ZuLNebenbestimmung A 11.3
Der Betrieb derAufzugsanlage als solches verursacht keine Lärmbelästigungen. Bau-
zeitlich ist zumindest zeitweise mit Lärmbeeinträchtigungen der Anwohner zu rech-
nen. Zum Schutz der Anwohner während der Bauzeit werden daher der Vorhabenträ-
gerin die unter A 11.3 getroffenen Nebenbestimmungen auferlegt.

B IV.4 Eingriffe in Natur und Landschaft
zur Festsetzung AI und^erJMebenbestimmyrLq A 11.4
Für die dauerhafte Versiegelung des Grünflächenbereichs auf dem Mittelstreifen der
Hardenbergstraße ist ein monetärer Ausgleich gemäß A 11.4 zu entrichten. Das Er-
satzgeld errechnet sich aus dem Wert der versiegelten Grünfläche (Größe: 16,5 m2)
und einem imaginären Entsiegelungsaufwand in Höhe von 35,00 €/m2 gem. „Verfah-
ren zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen in Berlin" zzgl. Planungskosten
von 10%, sowie 19% Mehrwertsteuer (Wert der Rasenfläche = 16,5 x 35,00 € =
577,50 € + 57,75 € Planungskosten + 19% MwSt. = 755,95 € + 247,50 € Flächenbe-
reitstellungsentgeld). Bei diesem Eingriff ergibt sich somit ein Betrag von 1.003,45 €

B IV.5 Straßenbau
Zur Nebenbestimmuna A 11.5
Mit einem Beleuchtungskonzept wird die öffentliche Beleuchtung im Baubereich in Ab-
Stimmung mit dem Betreiber der öffentlichen Beleuchtung durch die Vorhabenträgerin er-
gänzt.
Die Planunterlagen enthalten alle planrechtlich relevanten Angaben, entsprechen jedoch
nicht der Planungstiefe einer Ausführungsplanung. Um zu gewährleisten, dass die Um-
Setzung des Vorhabens den in Berlin geltenden technischen Regelwerken entspricht und
die Belange der Menschen mit Behinderung berücksichtigt werden, sind derVorhabenträ-
gerin die unter A 11.5 aufgeführten Nebenbestimmungen auferlegt worden.

B IV.6 Straßenverkehrsbehördliche Belange
ZurJMe^benbestimmunq A 11.6
Während der Bauzeit werden BE-Flächen auf dem öffentlichen Straßenland im Bereich
der Hardenbergstraße und des Ernst-Reuter-Platzes eingeschränkt. Bauzeitliche Ein-
schränkungen im Straßenverkehr sind unter Beachtung der Maßgaben des Berliner Mo-
bilitätsgesetzes möglichst zu minimieren. Gemäß § 45 Abs. 6 StVO hat die Vorhabenträ-
gerin vor dem Beginn von Arbeiten, die sich auf den Straßenverkehr auswirken, von der
zuständigen Behörde Anordnungen nach den Absätzen 1 bis 3 darüber einzuholen, wie
ihre Arbeitsstellen abzusperren und zu kennzeichnen sind, ob und wie der Verkehr, auch
bei teilweiser Straßensperrung, zu beschränken, zu leiten und zu regeln ist und ferner ob
und wie sie gesperrte Straßen und Umleitungen zu kennzeichnen haben. Die straßenver-
kehrsbehördliche Anordnung wird der Vorhabenträgerin dem Grunde nach mit dieser
Plangenehmigung unter Beachtung der in A 11.6 genannten Auflagen erteilt.

B IV.7 Sondernutzung des öffentlichen Straßenlandes
Die Sondernutzungserlaubnis ist von der Konzentrationswirkung der Plangenehmigung
erfasst, daher sind die von der Straßenbaubehörde des Bezirkes gegebenen und unter
A 11.7 verfügten Auflagen undNebenbestimmungen durch die Vorhabenträgerin einzuhal-
ten.
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B IV.7.1 Dauerhafte Sondernutzung
Zu den Nebenbestimmunflen A.ll.7.1
Gemäß § 4 Abs. 2 PBefG gelten Untergrundbahnen, die ausschließlich oder überwie-
gend der Beförderung von Personen im Orts- oder Nachbarschaftsbereich dienen, als
Straßenbahn. Die neuen Ausgänge stellen gemäß § 1 Abs. 7 Nr. 1 BOStrab Betriebsan-
lagen der Straßenbahn dar. Da die neuen Ausgänge teilweise im öffentlichen Straßen-
land errichtet werden, ergibt sich die Benutzung einer öffentlichen Straße gemäß
§ 31 Abs. 1 PBefG, sodass die Erteilung einer Sondernutzung des öffentlichen Straßen-
landes für Zwecke der öffentlichen Versorgung gemäß § 8 FStrG erforderlich ist und mit
dieser Genehmigung erfolgt. Gleichzeitig war die Sondernutzungserlaubnis gemäß § 8
Abs. 2 Satz 2 FStrG dauerhaft, jedoch nur unter Widerruf zu gestatten.

B IV.7.2 Temporäre Sondernutzung
Zur Nebenbestimmunci A.ll.7.2
Während der Bauzeit müssen für die Baustelleneinrichtung Flächen des Landes Berlin in
Anspruch genommen werden. Dafür ist die Erteilung einer temporären Sondernutzungs-
erlaubnis nach § 12 und 11 BerlStrG erforderlich.

B IV.SWiederherstellung von bauzeitlich genutzten Flächen
zur Nebenbestimmuna A 11.8
Nach § 9 FStrG haben die Versorgungsunternehmen und Verwaltungen nach Beendi-
gung der Arbeiten an ihren Anlagen die öffentliche Straße unverzüglich wieder instand
zu setzen, sofern nicht der Straßenbaulastträger erklärt hat, die Instandsetzung selbst
vorzunehmen.
Während der Bauzeit wird das öffentliche Straßenland des Tempelhofer Ufers als
Baustelleneinrichtungsfläche genutzt. Der Straßenbaulastträger selbst hat nicht erklärt,
die Instandsetzung selbst vorzunehmen, sodass der Vorhabenträgerin unter A 11.8 aufer-
legt wird, die temporär für Bauarbeiten genutzten Flächen entsprechend ihrer ursprüngli-
chen Nutzung nach den Maßgaben dieser Genehmigung in Abstimmung mit dem Stra-
ßenbaulastträger wiederherzustellen.

B IV.9 Abfall
Zur Nebenbestimmunfl A 11.9
Hinsichtlich der Vereinbarkeit mit den Rechtsvorschriften, deren Vollzug im Zuständig-
keitsbereich von l B 2 (Abfallwirtschaftsbehörde) liegt, konnte das Bauvorhaben mit den
derzeit vorliegenden Unterlagen nicht abschließend geprüft werden.
Da die Unterlagen keine aussagefähigen Angaben darüber enthalten, welche Abfälle in
welchen Mengen zur Entsorgung anfallen, wird die zu erwartende Abfallsituation nicht ob-
jektiv widergegeben. Aus ähnlich gearteten Bauvorhaben ist bekannt, dass bei dieser
Baumaßnahme mehr oder weniger verschiedene Abfallfraktionen zur Entsorgung anfallen
werden und mit gefährlichen Abfällen zu rechnen ist. Als mögliche Schadstoffquellen sind
insbesondere zu benennen: Asphalt, Boden und Bauschutt.
Gemäß § 1 der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-
Verordnung- AW) sind Abfälle nach ihrer Gefährlichkeit einzustufen. Die jeweilige Zuord-
nung der Abfälle zu den Abfallarten der AW liegt hierbei in der Verantwortung des Erzeu-
gers oder Besitzers von Abfällen (Abfallerzeuger). Dies bedeutet, dass derAbfallerzeuger
für die Folgen einer möglichen Falschdeklaration haftbar ist.
Der Bauherr hat dafür Sorge zu tragen, dass alle Abfälle, soweit technisch möglich, nach
Abfallarten und Schadstoffgehalt getrennt voneinander erfasst sowie ordnungsgemäß und
schadlos entsorgt werden. Vor Beginn der Bauarbeiten sollte daher sichergestellt sein,
welche Abfälle mit welchen Schadstoffbelastungen zur Entsorgung anfallen werden.
Sofern Abfalluntersuchungen vor Beginn der Sauarbeiten nicht ausreichend in Qualität
und Umfang angefertigt oder von der Abfallwirtschaftsbehörde angeforderte Ergebnisse
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nicht oder nicht vollständig oder rechtzeitig vorliegen, muss der Bauherr die Kosten / Kon-
Sequenzen für weitere zusätzliche Feststellungen tragen.
Nähergehende Hinweise zum Umgang und zur Entsorgung von Abfällen, die bei Baumaß-
nahmen im Land Berlin anfallen,sind in den geltenden Merkblättern unter Bauabfall - Ber-
lin.de zu finden.
Verbindliche Einstufungen von Abfällen (z. B. nach den Technischen Regeln der LAGA)
trifft ausschließlich die Abfallwirtschaftsbehörde.
Um eine ordnungsgemäße und schadlose Entsorgung sicher zu stellen, werden der
Vorhabenträgerin die unter A 11.9 aufgeführten Auflagen nach § 47 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWG) auferlegt. Insoweit hat die Abfallbehörde der Maßnahme zuge-
stimmt.

B IV. 10 Denkmalschutz
Denkmalschutz: Zu der Nebenbestimmyna A 11.10
Die Belange des Denkmalschutzes sind mit diesem Beschluss nur dem Grunde nach
geregelt. Um eine denkmalgerechte Umsetzung des Vorhabens zu gewährleisten
sind der gemäß § 6 Abs. 3 DSchG Bin für die Ordnungsaufgaben zuständigen Unte-
ren Denkmalschutzbehörde die Ausführungsunterlagen vor Baubeginn zur Zustim-
mung vorzulegen. Aus gleichem Grund hat die denkmalgerechte Umsetzung desVor-
habens unter dessen Fachaufsicht zu erfolgen. Gemäß § 11 Abs. 5 DSchG Bin sind
alle Veränderungen und Maßnahmen an Denkmalen zu dokumentieren, wobei die
Dokumentationspflicht dem Eigentümer, dem sonstigen Nutzungsberechtigten oder
dem Veranlasser obliegt.

B IV. 11 Betriebsanlagen Dritter
Zu der Festsetzung Ale)
Zum sicheren Betrieb der Aufzugsanlage erhält diese in Straßenebene einen Schnee-
fang. Die Entwässerung des Schneefanges wird an die Sammelleitung der Berliner
Wasserbetriebe angeschlossen.

Zur Nebenbestimmunc) A 11.11
Einzelne Leitungsträger führen an, dass sich im Baubereich Leitungen befinden und
belegen dies durch einen der Stellungnahme beigefügten Plan, in dem die Leitungen
dargestellt sind. Weiterhin erteilen die Leitungsträger mit ihrer Stellungnahme allge-
meine Auflagen und geben allgemeine Hinweise zum Erhalt und Betrieb der Leitun-
gen als auch dem Schutz der Leitungen für den Zeitraum der Umsetzung des Vorha-
bens. Die Vorhabenträgerin sagt zu, die Auflagen und Hinweise der Leitungsträger
im Rahmen der Umsetzung des Vorhabens zu beachten. Zur Sicherstellung der Funk-
tion und des Betriebes der Medien wurden der Vorhabenträgerin die unter A 11.11
angeführten Nebenbestimmungen auferlegt.

B V Begründung wasserbehördliche Erlaubnis
Zur Festsetzunfl der Nebenbestimmung A 11.12
Die Wasserbehörde - SenUMVK II D - stimmt dem Vorhaben und insbesondere der
Standort-Varianten V1a und V10d zu und äußert keine Bedenken.

B V. 1 Allgemeines

Die formellen und materiellen Voraussetzungen für die Erteilung der wasserbehördli-
chen Erlaubnis sind mit den Nebenbestimmungen erfüllt.

Die Erteilung von Bedingungen und Auflagen erfolgt auf der Grundlage des § 13 WHG
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inVerbindung mit § 14 BWG. Die Uberwachungs- und Kontrollaufgaben derWasserbe-
horde bzw. die Aufgaben und Befugnisse der Gewässeraufsicht ergeben sich aus den
§§ 100, 101 WHG, 67, 68 und 69 BWG.

Die mit der Erlaubnis festgesetzten Auflagen und Bedingungen bezüglich der Kontroll-
und Überwachungsmaßnahmen sind gerechtfertigt, da nur so die erforderliche, ein-
wandfreie Überwachung der Maßnahmen gewährleistet werden kann.

Die erlaubnisbezogenen Anforderungen zur Vermeidung negativer Schäden an Schutz-
gutem und zum Schutz der Belange Dritter, insbesondere zu den Beweissicherungen
und zur Überwachung der Grundwasserbenutzungen, werden als Nebenbestimmungen
in die Erlaubnis aufgenommen.

Die Ausführung der zu fordernden Beweissicherungen ist mit dem Zugang zum Ge-
lande und zu den Anlagen der Betroffenen verbunden, so dass es deren Mitwirkung be-
darf; privat- bzw. nachbarrechtliche Belange sind dabei nicht Gegenstand des wasser-
rechtlichen Verfahrens.

Zusammenfassend wird festgestellt, dass unter Berücksichtigung der dargestellten Be-
lange eine wasserbehördliche Erlaubnis zur Durchführung von Grundwasserbenutzun-
gen im Rahmen des o. a. Bauvorhaben erteilt werden kann.

B V.2 Allgemeine Auflagen

Die gesetzlichen Ordnungsaufgaben können nur in Kenntnis der tatsächlichen Bauaus-
führung wahrgenommen werden. Die Grundlage für die Bedingungen und Auflagen
ergibt sich aus der Überwachung der erlaubten Grundwasserbenutzung nach § 101
WHG und § 67 ff. BWG.

Nach § 101 WHG bzw. § 69 BWG muss den Vertretern der Wasserbehörde jederzeit
Zutritt zur Baustelle und den Betriebsstätten, Einblick in Unterlagen und die Entnahme
von Baustoffen und Bauteilen gestattet werden. Es müssen Auskünfte erteilt, techni-
sehe Ermittlungen und Prüfungen ermöglicht sowie Werkzeuge und Arbeitskräfte zur
Verfügung gestellt werden.

Die Forderung der Ausrüstung mitWassermengenmesseinrichtungen und derAufzeich-
nung der Messergebnisse erfolgt nach § 67a BWG in Verbindung mit § 13a BWG zur
Erfassung der Grundwasserentnahmen. Art, Aufstellungsort, Betrieb der Geräte und die
Form der Aufzeichnung können demnach durch die Wasserbehörde festgelegt werden.

Die Verwendung von geeichten Wassermengenmesseinrichtungen ergibt sich aus dem
Mess- und Eichgesetz (MessEG) und der Eichordnung (EichO bzw. MessEV) in der je-
weils gültigen Fassung. Messgeräte, die im Umweltschutz verwendet werden, müssen
zugelassen und geeicht sein. Nur durch die geeichten Messgeräte werden die genaue
Erfassung der geförderten Grundwassermengen und damit die Bemessung des Grund-
wasserentnahmeentgeltes auf der Grundlage der tatsächlich geförderten Menge ge-
währleistet.

Dies rechtfertigt ebenfalls die Festlegung, dass der Nachweis über die Ausrüstung mit
den vorgenannten Geräten vor Beginn der erlaubten Grundwasserbenutzungen erfol-
gen muss.

Bei der Errichtung von Brunnen und Grundwassermessstellen muss der Verbindung un-
terschiedlicher Grundwasserleiter und damit dem Austausch verschiedener Grundwas-
serhorizonte mit unterschiedlichen Wasserqualitäten und Belastungsgraden vorgebeugt
werden. Verhindert wird dies durch bindige wassersperrende Schichten im Untergrund.
Der Rückbau von Brunnen und Grundwassermessstellen entsprechend den Anforde-
rungen an den Grundwasserschutz auf Kosten des Erlaubnisinhabers ergibt sich aus §
21 BWG.
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B V.3 Einleiten von Stoffen

Nach § 48 Abs. 1 WHG dürfen nur Stoffe in das Grundwasser eingeleitet werden, wenn
eine nachteilige Veränderung der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist.

B V.4 Auflagen zur Grundwasserentnahme und zur Grundwasserab-/einleitung

Nach § 13 WHG können durch Auflagen Maßnahmen zur Beobachtung oder zur Fest-
Stellung des Zustandes vor der Benutzung und von den Beeinträchtigungen und nach-
teiligen Wirkungen durch die'Benutzung angeordnet werden.

Die Ermittlung der Grundwasserstände, grafische Aufarbeitung und Auswertung dient
der Kontrolle der Auswirkungen der Benutzung.

Mit den Bestandsplänen über die vorhandenen Anlagen im Zusammenhang mit den er-
laubten Benutzungen soll die Kontrolle unterstützt und die Übereinstimmung mit der Er-
laubnis nachgewiesen werden.

Festlegungen zur Ari: der Bauausführung werden nicht getroffen, da diese über den Ge-
genstand der Erlaubnis hinausgehen. Soweit bei der Errichtung die Standsicherheit be-
nachbarter Gebäude gefährdet wird, fällt dies unter den Regelungsbereich des bauauf-
sichtlichen Verfahrens.

Sofern die Festlegung zu den Uberwachungs- und Sicherungsmaßnahmen zwingend
vor Beginn der Grundwasserbenutzungen erfüllt sein müssen, sind diese als Bedingun-
gen mit der Erlaubnis verbunden.

Durch die geforderten Beweissicherungen, Setzungsmessungen und Nullmessungen
wird die Feststellung des Ist-Zustandes gewährleistet. Die Errichtung des Messstellen-
netzes muss vor Beginn nachgewiesen werden, da nur so eine kontinuierliche Uberwa-
chung der Auswirkungen (Wasserstand) gewährleistet ist.

Zur Beurteilung der Auswirkungen und zur Vorbeugung von negativen Auswirkungen
der Grundwasserbenutzungen werden umfangreiche Uberwachungs- und Qualitätssi-
cherungsmaßnahmen gefordert.

Dazu gehören:

die Beweissicherungen an den angrenzenden Nachbarbebauungen und Anla-
gen vor, während und nach den Grundwasserbenutzungen

die Errichtung eines abgestimmten Grundwassermessstellennetzes mit der
Überwachung der Grundwasserstände und

Überwachung der Förderwasserqualität zur Regelung der Ableitung

Die auch in diesem Zusammenhang geforderte Bestellung eines Betriebsbeauftragten
ergibt sich aus § 13 Abs. 2 Nr. 3 WHG und gewährleistet eine konzentrierte und fach-
kundige Überwachung und Ausführung der Sicherungsmaßnahmen.

Es wird ein von den bauausführenden Firmen unabhängiger Betriebsbeauftragter gefor-
dert, um Interessenkonflikte bei der Beauftragung zu vermeiden.

Die geforderte Ausbildung und Berufserfahrung ist erforderlich, um die in der Auflage
festgelegten Anforderungen zu gewährleisten.

Der Aufgabenkatalog orientiert sich an den bei diesem Bauvorhaben notwendigen Kon-
trollmaßnahmen zur Vermeidung negativer Auswirkungen.

Nach § 14 Abs. 2 BWG muss bei der Erteilung einer Erlaubnis für eine Benutzung nach
§ 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG die wasserwirtschaftlich einwandfreie Ab-/Einleitung des Was-
sers nach Gebrauch gewährleistet werden.
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Es ist daher erforderlich, die regelmäßige Beprobung des geförderten Grundwassers
auf für den Grundwasserschutz relevante Parameter durch ein akkreditiertes Fachlabor

durchführen zu lassen und die für die Ab-/Einleitung einzuhaltenden Werte festzulegen.
Auf der Grundlage der Ergebnisse der Analytik muss dann der Ab-/Einleitungsort in der
Erlaubnis bestimmt werden.

Die Durchführung der Analysen wird auf der Grundlage des § 68 BWG gefordert.

Demnach muss, wer Stoffe in ein Gewässer oder in eine öffentliche Abwasseranlage
einleitet oder zum Zweck der Beseitigung versickern oder verrieseln lässt, diese Stoffe
auf Anordnung der Wasserbehörde auf seine Kosten physikalisch bzw. chemisch unter-
suchen lassen. Die Abstände, der Umfang und der Probenahmeort werden durch die
Wasserbehörde bestimmt. Die Ergebnisse müssen der Wasserbehörde vorgelegt wer-
den. Das zu fördernde Grundwasser muss aufgrund der nicht vorhandenen aktuellen
Analytik bei Ab-/Einleitung in die öffentliche S-Kanalisation zunächst von einem Fachla-
bor beprobt werden.

Bei dem Nachweis einer ausreichenden Qualität kann das Förderwasser in die R-kana-

lisation bzw. ein Gewässer eingeleitet werden. Die Qualität des Förderwassers ist durch
eine laufende Kontrolle von einem für Grundwasseruntersuchungen akkreditierten
Fachlabor bei festgesetztem Analysenumfang nachzuweisen. Notfalls sind zur Sicher-
Stellung der Qualität entsprechende Reinigungsanlagen zu errichten und zu betreiben.

Auflagen zum Vorhalten oder zumindest zu einer schnellstmöglichen Errichtung von
technischen Anlagen (z. B. zur Reinigung) sind für den Fall erforderlich, dass bei der
Überwachung festgestellt wird, dass negative Auswirkungen nicht auszuschließen sind.
Die geforderten Anlagen sollen dann die in einem solchen Fall möglicherweise eintre-
tenden Schädigungen verhindern.

B V.5 Hinweise

a) Durch die Erteilung der wasserbehördlichen Erlaubnis wird die Verpflichtung zur Einholung
weiterer erforderlicher behördlicher Zulassungen bzw. privatrechtlicher Gestattungen nicht
berührt.

b) Bei der Herstellung der Baugruben, der Verbauten, Bauhilfsmaßnahmen usw. müssen die zu
beauftragenden Firmen die Vorgaben der technischen Normen und Regelwerke in der jeweils
aktuellen Version erfüllen.

c) Wird bei den Arbeiten kontaminierter Boden vorgefunden, ist unverzüglich das örtlich
zuständige Umweltamtzu informieren. Es ist entsprechend dem „Merkblatt zur
Verhaltensweise beim Auffinden von Boden- und Grundwasserverunreinigungen" vorzugehen.

d) Von allen Bohrungen (auch Baugrundaufschlussbohrungen) sind der Senatsverwaltung für
Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz, II B 3, nach den Bestimmungen der §§ 8, 9
des Geologiedatengesetzes (GeolDG) Schichtenverzeichnisse zeitnah zuzusenden.

e) Beim Betrieb von Wasserhaltungen in der Nachbarschaft bewohnter Gebäude sind die
Immissionsrichtwerte der Allgemeinen Verwaltungsvorschriftzum Schutz gegen Baulärm-
Geräuschimmissionen (AW Baulärm) einzuhalten. Können Dritte durch Bauarbeiten in der
Zeit von 22:00 bis 06:00 Uhr und/oder an Sonn- und Feiertagen in ihrer Ruhe gestört werden,
muss hierfür eine Ausnahmezulassung bei der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität,
Verbraucher- und Klimaschutz, Referat Immissionsschutz, Arbeitsgruppe Lärmbekämpfung
I C 1, rechtzeitig vor Inbetriebnahme beantragt werden.

f) Nach § 13a Abs. 1 BWG wird für das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten
von mehr als 6.000 m3/a Grundwasser ein Entnahmeentgelt erhoben und mit gesondertem
Bescheid festgesetzt.

Fassungs- und Fundstellennachweis der in der Genehmigung genannten Gesetze und Verordnungen siehe Anhang Seite 40 von 52



•k

Plangenehmigung für den Einbau von Aufzügen im U-Bahnhof Ernst-Reuter-Platz
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

BVI Zurückgewiesene Einwendungen

Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf verweist in seiner letzten Stellungnahme
darauf, dass die östliche Grünfläche (4,77 m - das entspräche ca. 9 m2) von derVor-
habenträgerin zu versiegeln sei. Da dort vom Bezirk Fahrradständer aufgebaut wer-
den sollen.

Die Forderung des Bezirks wird zurückgewiesen. Die Vorhabenträgerin ist nicht ver-
antwortlich für die Schaffung von neuen Fahrradständern bzw. zur Anlegung entspre-
chend befestigter Flächen, da solche im Rahmen dieses Vorhabens nicht in Anspruch
genommen werden, kann dies nicht Bestandteil dieser Plangenehmigung sein.
Gleichwohl verhindert diese nicht, dass Fahrradständer durch den Bezirk dort entste-
hen können.

BVII Gesamtabwägung

Die Planfeststellungsbehörde kommt bei einer zusammenfassenden Bewertung aller
Umstände zu dem Ergebnis, dass die mit dem Vorhaben verfolgten Ziele erreicht wer-
den können. Nach einer Gesamtabwägung aller durch das Vorhaben berührten öf-
fentlichen und privaten Belange wird dem Antrag der Vorhabenträgerin nach Maß-
gäbe der im verfügenden Teil getroffenen Entscheidungen, Nebenbestimmungen und
Zusagen entsprochen. Dabei sind alle für und gegen das Vorhaben sprechenden Be-
lange abgewogen worden.
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c

Kostenentscheidung

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf der Tarifstelle 7101 b aus dem Gebüh-
renverzeichnis der Verwaltungsgebührenordnung. Die Festsetzung der Gebühr
ergeht mit einem gesonderten Bescheid.

D

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die vorstehende Plangenehmigung kann innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung Klage beim

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg
Hardenbergstraße 31,

10623 Berlin

erhoben werden.

htinsichtlich der Gebühren entfällt nach § 80 Absatz 2 Nr. 1 Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) dieaufschiebende Wirkung. Ihre Verpflichtung zur termingerechten
Zahlung bleibt daher auch bei Einlegung des Widerspruchs / der Klage bestehen.

Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz

- IVE 1 -

Im Auftrag
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Wanzek ^i
Berlin, den 22. Juni 2022
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•E

Hinweise

Die Anfechtungsklage gegen die vorstehende Plangenehmigung für den Bau oder die
Änderung von Betriebsantagen für Straßenbahnen hat gemäß § 29 Abs. 6 PBefG
keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wir-
kung der Anfechtungsklage gegen die vorstehende Plangenehmigung nach § 80
Abs. 5 S. 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung der Plangeneh-
migung bei dem oben genannten Gericht gestellt und begründet werden. Treten spä-
ter Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so
kann der durch die Plangenehmigung Beschwerte einen hierauf gestützten Antrag
nach § 80 Abs. 5 S. 1 VwGO innerhalb einer Frist von einem Monat stellen. Die Frist
beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis er-
langt. Die Plangenehmigung wird zudem nach § 74 Abs. 4 VwVfG denjenigen, über
deren Einwendungen entschieden worden ist, mit Rechtsbehelfsbelehrung zugestellt.
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F

Abs.
AV Geh-und
Radwege
AVV Baulärm

BerlStrG
BlmSchG
BlmSchV
BIVIW
BNatSchG
BOStrab
BVG
bzw.

cm

DSchG Bin

EP

gern.
ggf.

HGH

ind.
i.S.v.
i.V.m.

KrWG

LfB
LlmSchG Bin
lit.

2

m

m2
m3
IVIP

NHN
Nr.

PBefG

s.
SBB
SenStadtUm

Abkürzungsverzeichnis

Absatz

Ausführungsvorschrift zu § 7 des Berliner Straßengesetzes über
Geh- und Radwege
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Ge-
räuschimmissionen

Berliner Straßengesetz
Bundesimmissionsschutzgesetz
Bundesimmissionsschutzverordnung
Bemessungswasserstand
Bundesnaturschutzgesetz
Verordnung über den Bau und Betrieb der Straßenbahn
Berliner Verkehrsbetriebe
beziehungsweise

Zentimeter

Denkmalschutzgesetz Berlin

Einzelprobe

gemäß
gegebenenfalls

höchster Grundwasserstand

inklusiv
im Sinne von
in Verbindung mit

Kreislaufwirtschaftsgesetz

Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderung
Landesimmissionsschutzgesetz Berlin
Littera (= Buchstabe)

Meter
Quadratmeter
Kubikmeter

Mischprobe

Normalhöhennull
Nummer

Personenbeförderungsgesetz

Satz
Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt
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SenUMVK

SenStadtWöhn
SGA
SoAbfEV

StVO

t
TAB
Tab.
TR LAGA M20

TOB

u.a.

usw.

UVP
UVPG
UVPG-Bln

VGebO
vgl.
VwGO
VwVfG

Z.B.
ZustKat Ord
zzgl.

Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher und Klima-
schütz
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Straßen- und Grünflächenamt
Verordnung über die Andienung gefährlicher Abfälle und die Son-
derabfallgesellschaft - Sonderabfallentsorgungsverordnung
Straßenverkehrsordnung

Tonne
Technische Aufsichtsbehörde
Tabelle
Technische Richtlinie Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall,
Mitteilung Nr. 20
Träger öffentlicher Belange

unter anderem
und so weiter
Umweltverträglichkeitsprüfung
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
Berliner Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Verwaltungsgebührenordnung
vergleiche
Verwaltungsgerichtsordnung
Verwaltungsverfahrensgesetz

zum Beispiel
Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz
zuzüglich
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G
Anhang

Fassungs- und Fundstellennachweis

1. BlmSchV Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen vom 26. Januar 2010
(BGBI. I S. 38), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Okto-
ber 2021 (BGBI. I S. 4676) geändert worden ist

16. BlmSchV 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Ver-
kehrslärmschutzverordnung -16. BlmSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBI. l
S. 1036), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. Novem-
ber2020(BGBI. I S. 2334)

24. BlmSchV 24. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Ver-
kehrswege Schallschutzmaßnahmenverordnung - 24. BlmSchV) vom 4.Feb-
mar 1997 (BGBI. I S. 172, S. 1253), zuletzt geändert durch Artikel 3 derVerord-
nung vom 23. September 1997 (BGBI. l S. 2329)

26. BlmSchV 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Ver-
Ordnung über elektromagnetische Felder - 26. BlmSchV) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. August 2013 (BGBI. l S. 3266)

32. BlmSchV 32. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Ge-
rate- und Maschinenlärmschutzverordnung - 32. BlmSchV) vom 29. Au-
gust 2002 (BGBI. I S. 3478), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes
vom 27. Juli 2021 (BGBI. I S.3146)

39. BlmSchV 39. Verordnung zur Durchführung des Bundes-tmmissionsschutzgesetzes (Ver-
Ordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen - 39. Blm-
SchV) vom 2. August 2010 (BGBI. l S. 1065), zuletzt geändert durch Artikel
112 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. I S. 1 328)

41.BlmSchV 41. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Be-
kanntgabeverordnung -41. BlmSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. l S. 973, 1001,
3756), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 10. August 2021
(BGBI. I S. 3436)

ASOG Bin Allgemeines Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung In
Berlin (Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz - ASQG Bin) in der Fas-
sung vom 11. Oktober 2006 (GVBI. S. 930), zuletzt geändert durch Artikel 1 6
des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI. S. 1117)

AV Geh- und
Radwege

Ausführungsvorschriften zu § 7 des Berliner Straßengesetzes über Geh- und
Radwege (AV Geh- und Radwege) vom 13. Juli 1999 (GVBI. S. 380), zuletzt
geändert durch § 8 des Gesetzes vom 04. Dezember 2008 (GVBI. S. 466; Be-
richtigungABI. Nr. 27/2013 S. 1206; Änderung Abi. Nr. 29/2014 S. 1349)

AVV Baulärm Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräu-
schimmissionen -vom 19. August 1970 (AW Baulärm, Beilage zum Bundes-
anzeiger Scherz. - Nr. 160 vom 01. September 1970)

BauGB Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
26. April 2022 (BGBI. I S. 674)

BaumSchVO Verordnung zum Schütze des Baumbestandes in Berlin (Baumschutzverord-
nung - BaumSchVO) vom 11. Januar 1982 (GVBI. S. 250), zuletzt geändert
durch Artikel 1 Fünfte Anderungsverordnung vom 08. Mai 2019 (GVBI. S. 272)

BauNVO Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-
nung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21 . Novem-
ber 2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBI. IS. 1802)
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BauO Bin Bauordnung für Berlin (BauO Bin) vom 29. September 2005 (GVBI. S. 495),
zuletzt geändert durch Artikel 23 des Gesetzes zur Anpassung datenschutz-
rechtlicher Bestimmungen in Berliner Gesetzen an die Verordnung (EU)
2016/679 (Berliner Datenschutz-Anpassungsgesetz EU - BlnDSAnpG-EU) vom
12. Oktober 2020 (GVBL. S. 807)

BBodSchG Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBI. l S. 502),
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. l
S.306)

BBodSchV Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999
(BGBI. I S. 1554), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 9. Juli
2021 (BGBI. I S. 2598); V aufgehoben durch Art. 5 Abs. 1 Satz 2 V v.
9. Juli 2021 (BGBI. I S. 2598) mWv 1. August 2023

Bin BodSchG Berliner Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Berliner
Bodenschutzgesetz - Bin BodSchG) vom 24. Juni 2004, zuletzt geändert
durch Gesetz vom 05. September 2019 (GVBI. S. 554)

BerlStrG Berliner Straßengesetz (BerlStrG) vom 13. Juli 1999 (GVBI. S. 380), zuletzt
geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI.
S. 1117)

BGG Gesetz zur Gleichstellung behinderte Menschen - Behindertengleichstellungs-
gesetz (BGG) vom 27. April 2002 (BGBI. l S. 1468), zuletzt geändert durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBI. l S.760)

BlmSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-lmmis-
sionsschutzgesetz - BlmSchG), vom 17.05.2013 (BGBI. l S. 1274; 2021 I S.
123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. September 2021
(BGBI. I S. 4458)

BlnDSG Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten in der Berliner Verwaltung (Ber-
liner Datenschutzgesetz - BlnDSG) vom 13. Juni 2018 (GVBI. S. 418), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI.
S.1121)

BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz -
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. l S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel
1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBI. l S. 3908) __

BOStrab Verordnung über den Bau und Betrieb der Straßenbahnen (Straßenbahn-Bau-
und Betriebsordnung - BOStrab) vom 11. Dezember 1987 (BGBI. l S. 2648),
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung zur Änderung der Straßen-
bahn-Bau- und Betriebsordnung vom 01. Oktober 2019 (BGBI. l S. 1410)

BWG Berliner Wassergesetz (BWG) in der Fassung vom 17. Juni 2005 (GVBI.
S. 357, ber. 2006, S. 248 und 2007, S. 48), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes zur Änderung des Rechts der Umweltverträglichkeitsprüfung in Berlin
vom 25. September 2019 (GVBI. S.612)

DSchG Bin Gesetz zum Schutz von Denkmalen in Berlin (Denkmalschutzgesetz Berlin -
DSchG Bin) vom 24. April 1995 (GVBI. S. 274), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI. S. 1167)

FStrG Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
28. Juni 2007 (BGBI. I S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes
vom 10. September 2021 (BGBI. I S.4147)

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 (GG)
(BGBI. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 1 u. 2 Satz 2 des Gesetzes vom
29. September 2020 (BGBI. I S.2048)
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KrWG Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträg-
lichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Geset-
zes vom 10. August 2021 (BGBI. l S. 3436)

KrW-/AbfG
Bin

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltveri:räg-
lichen Beseitigung von Abfällen in Berlin (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
Berlin - KrW-/AbfG Bin) vom 21. Juli 1999 (GVBI. S. 413), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. Dezember 2020 (GVBI. S. 1444)

LlmSchG Bin Landes-lmmissionsschutzgesetz Berlin (LlmSchG Bin) vom 05. Dezem-
ber 2005 (GVBI. S. 735, ber. 2006 S. 42), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 03. Februar 2010 (GVBI. S. 38)

MessEG Gesetz über das Inverkehrbringen und die Bereitstellung von Messgeräten auf
dem Markt, ihre Verwendung und Eichung sowie über Fertigpackungen (Mess-
und Eichgesetz - MessEG) vom 25. Juli 2013 (BGBI. l S. 2722, 2723), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBI. l S. 1663)'

MessEV Verordnung über das Inverkehrbringen und die Bereitstellung von Messgeräten
auf dem Markt sowie über ihre Verwendung und Eichung (Mess- und Eichver-
Ordnung - MessEV) vom 11. Dezember 2014 (BGBI. l S. 2010, 2011), zuletzt
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 26. Oktober 2021 (BGBI. l
S.4742)

MobG BE Berliner Mobilitätsgesetz (MobG BE) vom 5. Juli 2018 (GVBI. S. 464), zuletzt
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI.
S.1117)

NatSchG Bin Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege von Berlin (Berliner Natur-
schutzgesetz - NatSchG Bin) vom 29. Mai 2013 (GVBI. S 140), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI. S. 1166)

PBefG Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 08. August 1990 (BGBI. t S. 1690), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 16. April 2021 (BGBI. l S. 822)

PlanSiG Gesetzzur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungs-
verfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz -
PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBI. l S, 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBI. l S. 353)

StPO Strafprozessordnung (StPO) in der Fassung vom 7. April 1987 (BGBI. l S.
1074, ber. S. 1319), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
25. März 2022 (BGBI. I S. 571)

StVO Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) vom 06. März 2013 (BGBI. l S. 367), zuletzt
geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBI. l S. 3091)

UmwRG Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Umweltangelegen-
heiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/E (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz - Um-
wRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. August 2017 (BGBI. l S.
3290), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 25. Februar 2021
(BGBI. I S. 306)

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. März 2021 (BGBI. l S. 540), das durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. l S. 4147) geändert worden ist

UVPG-Bln Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei bestimmten Vorhaben,
Plänen und Programmen im Land Berlin (Berliner Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung - UVPG-Bln) vom 07. Juni 2007 (GVBI. S. 222), zuletzt ge-
ändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Rechts der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung in Berlin vom 25. September 2019 (GVBI. S. 612)
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VGebO Verwaltungsgebührenordnung (VGebO) in der Fassung vom 24. November
2009 (GVBI. S. 707, ber. S. 894), zuletzt geändert Art. 3 des Gesetzes zur An-
derung des Ausführungsgesetzes zum Glücksspielstaatsvertrag und anderer
Rechtsvorschriften vom 18. März 2020 (GVBI.S. 226)

VermGBIn Gesetz über das Vermessungswesen in Berlin (VermGBIn) vom 9. Januar
1996 (GVBI. S. 56), zuletzt geändert durch Art. 41 des Gesetzes vom 12. Okto-
ber 2020 (GVBI. S. 807)

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19. März 1991 (BGBI. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 8. Oktober 2021 (BGBI. l S.4650)

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. Januar 2003 (BGBI. I S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 24 Absatz
3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. l S. 2154)

VwVfG BE Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung (VwVfG BE) vom 21. April
2016 (GVBI. S. 218), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom
27. September 2021 (GVBI. S. 1117)

VwVG Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz (VwVG) vom 27. April 1953 (BGBI. l S.
157), zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 1 des Gesetzes vom 10. Au-
gust 2021 (BGBI. I S. 3436)

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 18. August 2021 (BGBI. l S. 3901)

I.BImSchV Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen vom 26. Januar 2010
(BGBI. I S. 38), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Okto-
ber 2021 (BGBI. I S. 4676) geändert warden ist

16.BlmSchV 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Ver-
kehrslärmschutzverordnung -16. BlmSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBI. l
S. 1036), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. Novem-
ber 2020 (BGBI. I S. 2334)

24. BlmSchV 24. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Ver-
kehrswege Schallschutzmaßnahmenverordnung - 24. BlmSchV) vom 4.Feb-
mar 1997 (BGBI. I S. 172, S. 1253), zuletzt geändert durch Artikel 3 derVerord-
nung vom 23. September 1997 (BGBI. l S. 2329)

26. BlmSchV 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Ver-
Ordnung über elektromagnetische Felder - 26. BlmSchV) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. August 2013 (BGBI. l S. 3266)

32. BlmSchV 32. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Ge-
rate- und Maschinenlärmschutzverordnung - 32. BlmSchV) vom 29. Au-
gust 2002 (BGBI. I S. 3478), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes
vom 27. Juli 2021 (BGBI. I S. 3146)

39. BlmSchV 39. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Ver-
Ordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen - 39. Blm-
SchV) vom 2. August 201 0 (BGBI. I S. 1 065), zuletzt geändert durch Artikel
112 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. l S. 1328)

41. BlmSchV 41. Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Be-
kanntgabeverordnung -41. BlmSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. l S. 973, 1001,
3756),zuletzt geändert durch Artikel 15 der Verordnung vom 10. August 2020
(BGBI. I S. 3436)

ASOG Bin Allgemeines Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in
Berlin (Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz - ASOG Bin) in der Fas-
sung vom 11. Oktober 2006 (GVBI. S. 930), zuletzt geändert durch Artikel 16
des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI. S. 1117)
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AV Geh-und
Radwege

Ausführungsvorschriften zu § 7 des Berliner Straßengesetzes über Geh- und
Radwege (AV Geh- und Radwege) vom 13. Juli 1999 (GVBI. S. 380), zuletzt
geändert durch § 8 des Gesetzes vom 04. Dezember 2008 (GVBI. S. 466; Be-
richtigung ABI. Nr. 27/2013 S. 1206; Änderung Abi. Nr. 29/2014 S. 1 349)

AVV Baulärm Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräu-
schimmissionen - vom 19. August 1970 (AVV Baulärm, Beilage zum Bundes-
anzeiger Scherz. -Nr. 160 vom 01. September 1970)

BauGB Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom
10. September 2021 (BGBI. I S. 4147)

BaumSchVO Verordnung zum Schütze des Baumbestandes in Berlin (Baumschutzverord-
nung - BaumSchVO) vom 11. Januar 1982 (GVBI. S. 250), zuletzt geändert
durch Artikel 1 Fünfte Änderungsverordnung vom 08. Mai 2019 (GVBI. S. 272)

BauNVO Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-
nung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-
ber 2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBI. IS. 1802)

BauO Bin Bauordnung für Berlin (BauO Bin) vom 29. September 2005 (GVBI. S. 495),
zuletzt geändert durch Artikel 23 des Gesetzes zur Anpassung datenschutz-
rechtlicher Bestimmungen in Berliner Gesetzen an die Verordnung (EU)
2016/679 (Berliner Datenschutz-Anpassungsgesetz EU - BlnDSAnpG-EU) vom
12. Oktober 2020 (GVBL. S. 807)

BBodSchG Bundes-Bodensehutzgesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBI. l S. 502),
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. l
S.306)

BBodSchV Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999
(BGBI. I S. 1554), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 9. Juli
2021 (BGBI. I S.2598); Vaufgehoben durch Art. 5 Abs. 1 Satz 2 V v.
9. Juli 2021 (BGBI. I S. 2598) mWv 1. August 2023

Bin BodSchG Berliner Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Berliner
Bodenschutzgesetz - Bin BodSchG) vom 24. Juni 2004, zuletzt geändert
durch Gesetz vom 05. September 2019 (GVBI. S. 554)

BerlStrG Berliner Straßengesetz (BerlStrG) vom 13. Juli 1999 (GVBI. S. 380), zuletzt
geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI.
S. 1117)

BGG Gesetz zur Gleichstellung behinderte Menschen - Behindertengleichstellungs-
gesetz (BGG) vom 27. April 2002 (BGBI. l S. 1468), zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 2. Juni 2021 (BGBI. l S. 1387)

BlmSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-lmmis-
sionsschutzgesetz - BlmSchG), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 24. September 2021 (BGBI. I S.4458)

BlnDSG Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten in der Berliner Verwaltung (Ber-
liner Datenschutzgesetz - BlnDSG) vom 13. Juni 2018 (GVBI. S. 418), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI.
S.1121)

BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz -
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. l S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel
1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBI. IS. 3908)

BOStrab Verordnung über den Bau und Betrieb der Straßenbahnen (Straßenbahn-Bau-
und Betriebsordnung - BOStrab) vom 11. Dezember 1987 (BGBI. l S. 2648),
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung zur Änderung der Straßen-
bahn-Bau- und Betriebsordnung vom 01. Oktober 2019 (BGBI. l S. 1410)
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BWG Berliner Wassergesetz (BWG) in der Fassung vom 17. Juni 2005 (GVBI.
S. 357, ber. 2006, S. 248 und 2007, S. 48), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes zur Änderung des Rechts der Umweltverträglichkeitsprüfung in Berlin
wm 25. September 2019 (GVBI. S. 612)

DSchG Bin Gesetz zum Schutz von Denkmalen in Berlin (Denkmalschutzgesetz Berlin -
DSchG Bin) vom 24. April 1995 (GVBI. S. 274), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI. S. 1167)

FStrG Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
28. Juni 2007 (BGBI. I S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes
vom 10. September 2021 (BGBI. I S.4147)

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 (GG)
(BGBI. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 1 u. 2 Satz 2 des Gesetzes vom
29. September 2020 (BGBI. I S.2048)

KrWG Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträg-
lichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Geset-
zes vom 10. August 2021 (BGBI. l S. 3436)

KrW-/AbfG
Bin

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträg-
lichen Beseitigung von Abfällen in Berlin (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
Berlin - KrW'/AbfG Bin) vom 21. Juli 1999 (GVBI. S. 413), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. Dezember 2020 (GVBI. S. 1444)

LlmSchG Bin Landes-lmmissionsschutzgesetz Berlin (LlmSchG Bin) vom 05. Dezem-
ber 2005 (GVBI. S. 735, ber. 2006 S. 42), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 03. Februar 2010(GVBI. S. 38)

IWessEG Gesetz über das Inverkehrbringen und die Bereitstellung von Messgeräten auf
dem Markt, ihre Verwendung und Eichung sowie über Fertigpackungen (Mess-
und Eichgesetz - MessEG) vom 25. Juli 2013 (BGBI. l S. 2722, 2723), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Juni 2021. (BGBI. l S.1663)

IVIessEV Verordnung über das Inverkehrbringen und die Bereitstellung von Messgeräten
auf dem Markt sowie über ihre Verwendung und Eichung (Mess- und Eichver-
Ordnung - MessEV) vom 11. Dezember 2014 (BGBI. l S. 2010, 2011), zuletzt
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 26. Oktober 2021 (BGBI. l
S.4742)

IVIobG BE Berliner Mobilitätsgesetz (MobGBE) vom 5. Juli 2018 (GVBI. S. 464), zuletzt
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI.
S.1117)

NatSchG Bin Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege von Berlin (Berliner Natur-
schutzgesetz - NatSchG Bin) vom 29. Mai 2013 (GVBI. S 140), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBI. S. 1166)

PBefG Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 08. August 1990 (BGBI. I S. 1690), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 16. April 2021 (BGBI. l S. 822)

PlanSiG Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungs-
verfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz -
PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBI. l S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBI. l S. 353)

StPO Strafprozessordnung (StPO) in der Fassung vom 7. April 1987 (BGBI. l S.
1074, ber. 8.1319), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.De-
zember2021 (BGBI. l S. 5252)

StVO Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) vom 06. März 2013 (BGBI. l S. 367), zuletzt
geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBI. IS.3091)
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Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in ü^iwert^n-gefeg^
heiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/E (Umwelt-Rechtsbeheff^esetz - U^
wRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. August 201^ßi3.B.'-1''S.
3290), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 25. Februar 2021
(BGBI. I S. 306)

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. März 2021 (BGBI. l S. 540), das durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. l S. 4147) geändert worden ist

UVPG-Bln Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei bestimmten Vorhaben,
Plänen und Programmen im Land Berlin (Berliner Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung - UVPG-Bln) vom 07. Juni 2007 (GVBI. S. 222), zuletzt ge-
ändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Rechts der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung in Berlin vom 25. September 2019 (GVBI. S. 612)

VGebO Verwaltungsgebührenordnung (VGebO) in der Fassung vom 24. November
2009 (GVBI. S. 707, ber. S. 894), zuletzt geändert Art. 3 des Gesetzes zur Än-
derung des Ausführungsgesetzes zum Glücksspielstaatsvertrag und anderer
Rechtsvorschriften vom 18. März 2020 (GVBI.S. 226)

VermGBIn Gesetz über das Vermessungswesen in Berlin (VermGBIn) vom 9. Januar
1996 (GVBI. S. 56), zuletzt geändert durch Art. 41 des Gesetzes vom 12. Okto-
ber 2020 (GVBI. S. 807)

VwGO Verwattungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19. März 1 991 (BGBI. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 8. Oktober 2021 (BGBI. IS. 4650)

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. Januar 2003 (BGBI. I S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 24 Absatz
3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. l S. 2154)

VwVfG BE

VwVG

WHG

Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung (VwVfG BE) vom 21. April
2016 (GVBI. S. 218), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom
27. September 2021 (GVBI. S. 1117)
Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz (VwVG) vom 27. April 1953 (BGBI. l S.
157), zuletzt geändert durch Ari:ikel 5 Absatz 1 des Gesetzes vom 10. Au-
gust 2021 (BGBI. I S. 3436)
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 18. August 2021 (BGBI. l S. 3901)

Fassungs- und Fundstellennachweis der in der Genehmigung genannten Gesetze und Verordnungen siehe Anhang Seite 52 von 52


